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II

(Mitteilungen)

MITTEILUNGEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN STELLEN
DER EUROPAISCHEN UNION

EUROPAISCHE KOMMISSION

Keine Einwinde gegen einen angemeldeten Zusammenschluss
(Sache M.9279 — EPH/Uniper France)
(Text von Bedeutung fiir den EWR)
(2019/C 165/01)

Am 7. Mai 2019 hat die Kommission nach Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des
Rates (') entschieden, keine Einwinde gegen den oben genannten angemeldeten Zusammenschluss zu erheben und ihn
fur mit dem Binnenmarkt vereinbar zu erkliren. Der vollstindige Wortlaut der Entscheidung ist nur auf Englisch verftg-
bar und wird in einer um etwaige Geschiftsgeheimnisse bereinigten Fassung auf den folgenden EU-Websites
veroffentlicht:

— der Website der GD Wettbewerb zur Fusionskontrolle (http://ec.europa.eu/competition/mergers/cases|). Auf dieser
Website konnen Fusionsentscheidungen anhand verschiedener Angaben wie Unternehmensname, Nummer der
Sache, Datum der Entscheidung oder Wirtschaftszweig abgerufen werden,

— der Website EUR-Lex (http://eur-lex.europa.eu/homepage.html?locale=de). Hier kann diese Entscheidung anhand der
Celex-Nummer 32019M9279 abgerufen werden. EUR-Lex ist das Internetportal zum Gemeinschaftsrecht.

() ABL L 24 vom 29.1.2004, S. 1.


http://ec.europa.eu/competition/mergers/cases/
http://eur-lex.europa.eu/homepage.html?locale=de
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v
(Informationen)
INFORMATIONEN DER ORGANE, EINRICHTUNGEN UND SONSTIGEN
STELLEN DER EUROPAISCHEN UNION
Euro-Wechselkurs (')
13. Mai 2019
(2019/C 165/02)
1 Euro =
Wihrung Kurs Wihrung Kurs
usD US-Dollar 1,1245 CAD Kanadischer Dollar 1,5117
JPY Japanischer Yen 123,06 HKD Hongkong-DoHar 8,8260
DKK  Dinische Krone 7.4668 NZD  Neuseeldndischer Dollar 1,7087
GBP  Pfund Sterling 086350 |SGD  Singapur-Dollar 1,5389
SEK Schwedische Krone 10.8323 KRW  Siidkoreanischer Won 1335,85
CHF Schweizer Franken 1,1319 ZAR Si}ilt.iafri.ka}rllischer Ra.m:. 16,0868
1SK Islindische Krone 137,20 CNY Chinesischer Renminbi Yuan 7,7335
) HRK Kroatische Kuna 7,4093
NOK Norwegische Krone 9,8148 ] )

G loariach 19558 IDR Indonesische Rupiah 16 210,88
BGN Bu garls.c er Lew ’ MYR  Malaysischer Ringgit 4,6830
CZK  Tschechische Krone 25,776 PHP  Philippinischer Peso 58,969
HUF Ungarischer Forint 323,71 RUB Russischer Rubel 73,5854
PLN Polnischer Zloty 4,3048 THB Thaildndischer Baht 35,619
RON Ruminischer Leu 4,7606 BRL Brasilianischer Real 4,4972
TRY Tiirkische Lira 6,8681 MXN  Mexikanischer Peso 21,6342
AUD  Australischer Dollar 1,6142 INR Indische Rupie 79,3420

(") Quelle: Von der Européischen Zentralbank verdffentlichter Referenz-Wechselkurs.
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Bekanntmachung des bevorstehenden Auflerkrafttretens bestimmter Antidumpingmafinahmen

(2019/C 165/03)

1. Nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni
2016 tber den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europiischen Union gehorenden Lindern (') gibt die
Kommission bekannt, dass die unten genannten Antidumpingmafnahmen zu dem in der nachstehenden Tabelle angege-
benen Zeitpunkt aufer Kraft treten, sofern keine Uberpriifung nach dem folgenden Verfahren eingeleitet wird.

2. Verfahren

Die Unionshersteller kénnen einen schriftlichen Antrag auf Uberpriifung stellen. Dieser Antrag muss ausreichende
Beweise dafiir enthalten, dass das Dumping und die Schidigung im Falle des AufSerkrafttretens der Maffnahmen wahr-
scheinlich anhalten oder erneut auftreten wiirden. Sollte die Kommission eine Uberpriifung der betreffenden Mafnah-
men beschliefen, erhalten die Einfithrer, die Ausfiihrer, die Vertreter des Ausfuhrlands und die Unionshersteller Gelegen-
heit, die im Uberpriifungsantrag dargelegten Sachverhalte zu erginzen, zu widerlegen oder zu kommentieren.

3. Frist

Die Unionshersteller konnen nach der Veroffentlichung dieser Bekanntmachung auf der genannten Grundlage einen
schriftlichen Antrag auf Uberpriifung stellen; dieser muss der Europiischen Kommission (Generaldirektion Handel, Refe-
rat H-1, CHAR 4/39, 1049 Briissel (%)) spatestens drei Monate vor dem in nachstehender Tabelle angegebenen Zeitpunkt
vorliegen.

4. Diese Bekanntmachung wird nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 verdffentlicht.

Ursprungs-
Ware oder Mafinahmen Rechtsgrundlage
Ausfuhrldnder

Datum des
Auslaufens (')

Zitronensdure | Volksrepublik | Antidumpingzoll | Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/82 der Kommis- | 23.1.2020
China sion vom 21. Januar 2015 zur Einfithrung eines end-
giiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Zitro-
nensdure mit Ursprung in der Volksrepublik China im
Anschluss an eine Auslaufiiberpriifung nach Artikel 11
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates
und an teilweise Interimsiiberpriifungen nach

Artikel 11 Absatz 3 der Verordnung (EG)

Nr. 1225/2009

(ABL L 15 vom 22.1.2015, S. 8).

(") Die Mafinahme tritt an dem in dieser Spalte angefithrten Tag um Mitternacht aufSer Kraft.

() ABL L 176 vom 30.6.2016, S. 21.
() TRADE-Defence-Complaints@ec.europa.eu


mailto:TRADE-Defence-Complaints@ec.europa.eu
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Bekanntmachung des bevorstehenden Auflerkrafttretens bestimmter Antidumpingmafinahmen

(2019/C 165/04)

1. Nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni
2016 tber den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europiischen Union gehorenden Lindern (') gibt die
Kommission bekannt, dass die unten genannten Antidumpingmafnahmen zu dem in der nachstehenden Tabelle angege-
benen Zeitpunkt aufer Kraft treten, sofern keine Uberpriifung nach dem folgenden Verfahren eingeleitet wird.

2. Verfahren

Die Unionshersteller kénnen einen schriftlichen Antrag auf Uberpriifung stellen. Dieser Antrag muss ausreichende
Beweise dafiir enthalten, dass das Dumping und die Schidigung im Falle des AufSerkrafttretens der Maffnahmen wahr-
scheinlich anhalten oder erneut auftreten wiirden. Sollte die Kommission eine Uberpriifung der betreffenden Mafnah-
men beschliefen, erhalten die Einfithrer, die Ausfiihrer, die Vertreter des Ausfuhrlands und die Unionshersteller Gelegen-
heit, die im Uberpriifungsantrag dargelegten Sachverhalte zu erginzen, zu widerlegen oder zu kommentieren.

3. Frist

Die Unionshersteller konnen nach der Veroffentlichung dieser Bekanntmachung auf der genannten Grundlage einen
schriftlichen Antrag auf Uberpriifung stellen; dieser muss der Européischen Kommission (Generaldirektion Handel, Refe-
rat H-1, CHAR 4/39, 1049 Briissel, Belgien () spitestens drei Monate vor dem in nachstehender Tabelle angegebenen
Zeitpunkt vorliegen.

4. Diese Bekanntmachung wird nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 des Europiischen Parla-
ments und des Rates veroffentlicht.

Ursprungs- Datum des
Ware oder Mafinahmen Rechtsgrundlage !
. Auslaufens (1)
Ausfuhrlander

Mononatrium- | Volksrepublik | Antidumpingzoll | Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/83 der Kom- 23.1.2020
glutamat China mission vom 21. Januar 2015 zur Einfithrung eines
endgiiltigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von
Mononatriumglutamat mit Ursprung in der Volksre-
publik China nach einer Auslauftiberpriifung gemafS
Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EG)

Nr. 1225/2009 des Rates

(ABL. L 15 vom 22.1.2015, S. 31)

(") Die Mafinahme tritt an dem in dieser Spalte angefithrten Tag um Mitternacht aufler Kraft.

() ABL L 176 vom 30.6.2016, S. 21.
() TRADE-Defence-Complaints@ec.europa.eu


mailto:TRADE-Defence-Complaints@ec.europa.eu

14.5.2019 Amtsblatt der Europdischen Union C165/5

Bekanntmachung des bevorstehenden Auflerkrafttretens bestimmter Antidumpingmafinahmen

(2019/C 165/05)

1. Nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni
2016 tber den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europiischen Union gehorenden Lindern (') gibt die
Kommission bekannt, dass die unten genannten Antidumpingmafnahmen zu dem in der nachstehenden Tabelle angege-
benen Zeitpunkt aufer Kraft treten, sofern keine Uberpriifung nach dem folgenden Verfahren eingeleitet wird.

2. Verfahren

Die Unionshersteller kénnen einen schriftlichen Antrag auf Uberpriifung stellen. Dieser Antrag muss ausreichende
Beweise dafiir enthalten, dass das Dumping und die Schidigung im Falle des AufSerkrafttretens der Maffnahmen wahr-
scheinlich anhalten oder erneut auftreten wiirden. Sollte die Kommission eine Uberpriifung der betreffenden Mafnah-
men beschliefen, erhalten die Einfithrer, die Ausfiihrer, die Vertreter des Ausfuhrlands und die Unionshersteller Gelegen-
heit, die im Uberpriifungsantrag dargelegten Sachverhalte zu erginzen, zu widerlegen oder zu kommentieren.

3. Frist

Die Unionshersteller konnen nach der Veroffentlichung dieser Bekanntmachung auf der genannten Grundlage einen
schriftlichen Antrag auf Uberpriifung stellen; dieser muss der Europdischen Kommission (Generaldirektion Handel,
Referat H-1, CHAR 4/39, 1049 Briissel, Belgien (?)) spatestens drei Monate vor dem in nachstehender Tabelle angegebe-
nen Zeitpunkt vorliegen.

4. Diese Bekanntmachung wird nach Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 des Europiischen Parla-
ments und des Rates veroffentlicht.

Ursprungs- Datum des
Ware oder Mafinahmen Rechtsgrundlage \
. Auslaufens (1)
Ausfuhrlander

Mononatrium- | Indonesien | Antidumpingzoll | Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/84 der Kom- | 23.1.2020
glutamat mission vom 21. Januar 2015 zur Einfihrung eines
endgiiltigen Antidumpingzolls und zur endgiiltigen
Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Ein-
fuhren von Mononatriumglutamat mit Ursprung in
Indonesien

(ABL L 15 vom 22.1.2015, S. 54)

(') Die Mafinahme tritt an dem in dieser Spalte angefiihrten Tag um Mitternacht aufSer Kraft.

() ABL L 176 vom 30.6.2016, S. 21.
() TRADE-Defence-Complaints@ec.europa.eu


mailto:TRADE-Defence-Complaints@ec.europa.eu
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v

(Bekanntmachungen)

VERFAHREN BEZUGLICH DER DURCHFUHRUNG DER GEMEINSAMEN
HANDELSPOLITIK

EUROPAISCHE KOMMISSION

Bekanntmachung der Einleitung einer Uberpriifung wegen des bevorstehenden Auferkrafttretens
der Antidumpingmafinahmen gegeniiber den Einfuhren von Solarglas mit Ursprung in der
Volksrepublik China

(2019/C 165/06)

Nach Veroffentlichung der Bekanntmachung des bevorstehenden Auferkrafttretens (1) der Antidumpingmafnahmen
gegeniber den Einfuhren von Solarglas mit Ursprung in der Volksrepublik China (im Folgenden ,betroffenes Land*) ging
bei der Europdischen Kommission (im Folgenden ,Kommission®) ein Antrag auf Einleitung einer Uberpriifung nach
Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/1036 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016
iiber den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europdischen Union gehorenden Lindern (3 (im Folgenden
,Grundverordnung®) ein.

1. Uberpriifungsantrag

Der Antrag wurde am 13. Februar 2019 von EU Pro Sun Glass (im Folgenden ,Antragsteller”) im Namen von Herstel-
lern eingereicht, auf die mehr als 25 % der gesamten Solarglasproduktion in der Union entfallen.

Eine o6ffentlich zugingliche Fassung des Antrags und die Analyse, inwieweit der Antrag von den Unionsherstellern unter-
stitzt wird, sind in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier verfigbar. Abschnitt 5.6
dieser Bekanntmachung enthilt Informationen tiber den Zugang zum Dossier fiir interessierte Parteien.

2. Zu iiberpriifende Ware

Gegenstand der Uberpriifung ist aus vorgespanntem Kalk-Natron-Flachglas bestehendes Solarglas mit einem Eisengehalt von
weniger als 300 ppm, einer solaren Transmission von mehr als 88 % (gemessen beim Spektrum AM 1,5 300-2 500 nm),
einer Warmebestandigkeit bis 250 °C (gemessen nach EN 12150), einer Temperaturwechselbestindigkeit von A 150 K
(gemessen nach EN 12150) und einer mechanischen Stabilitdt von 90 N/mm? oder mehr (gemessen nach EN 1288-3) (im
Folgenden ,zu tberpriifende Ware®), das derzeit unter dem KN-Code ex 7007 19 80 (TARIC-Codes 7007 19 8012,
70071980 18,7007 19 80 80 und 7007 19 80 85) eingereiht wird.

3. Geltende Mafinahmen

Bei den derzeit geltenden Mafnahmen handelt es sich um einen endgiiltigen Antidumpingzoll, der mit der Durchfiih-
rungsverordnung (EU) Nr. 470/2014 der Kommission (}), zuletzt gedndert durch die Durchfithrungsverordnung (EU)
2015/1394 der Kommission (*), eingefithrt wurde.

4. Griinde fiir die Uberpriifung

Der Antrag wurde damit begriindet, dass bei AuSerkrafttreten der Mafinahmen mit einem Anhalten oder erneuten Auf-
treten des Dumpings und einem Anhalten oder erneuten Auftreten der Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union zu
rechnen sei.

(") ABL C 345 vom 27.9.2018, S. 9.

() ABLL 176 vom 30.6.2016, S. 21.

(*) Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 470/2014 der Kommission vom 13. Mai 2014 zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumping-
zolls und zur endgiiltigen Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren von Solarglas mit Ursprung in der Volksrepublik
China (ABL. L 142 vom 14.5.2014, S. 1).

() Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/1394 der Kommission vom 13. August 2015 zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 470/2014, geindert durch die Verordnung (EU) 2015/588, zur Einfithrung eines endgiiltigen Antidumpingzolls und zur endgiilti-
gen Vereinnahmung des vorldufigen Zolls auf die Einfuhren von Solarglas mit Ursprung in der Volksrepublik China nach einer Wie-
deraufnahme der Untersuchung wegen Absorption gemafl Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 1225/2009 des Rates (ABL L 215
vom 14.8.2015, S. 42).



14.5.2019 Amtsblatt der Europdischen Union C165/7

4.1. Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings

Der Antragsteller brachte vor, dass es nicht angebracht sei, fiir den Nachweis von Dumping die Inlandspreise und -kos-
ten im betroffenen Land heranzuziehen, da nennenswerte Verzerrungen im Sinne des Artikels 2 Absatz 6a Buchstabe
b der Grundverordnung bestiinden.

Zur Untermauerung der Behauptung, dass nennenswerte Verzerrungen bestehen, stiitzte sich der Antragsteller auf Infor-
mationen aus Offentlich zugidnglichen Quellen, das heifst auf Berichte des US-Handelsministeriums, der Internationalen
Energie-Agentur und des Asiatisch-Pazifischen Energieforums, Urteile des Gerichtshofs sowie den von den Kommissions-
dienststellen am 20. Dezember 2017 vorgelegten Landerbericht (), in dem die spezifischen Marktgegebenheiten im
betroffenen Land beschrieben werden. Insbesondere fithrte der Antragsteller an, dass die Herstellung und der Verkauf der
zu tiberpriifenden Ware moglicherweise von den Verzerrungen betroffen seien, die unter anderem bei den Energiekosten,
der Rohstoffversorgung, der Bereitstellung von Kapital und dem Zugang zu Finanzmitteln zu verzeichnen seien.

Daher stiitzt sich die Behauptung eines Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings nach Artikel 2 Absatz 6a der
Grundverordnung auf einen Vergleich eines Normalwerts, der rechnerisch ermittelt wurde anhand von Herstell- und
Verkaufskosten, die unverzerrte Preise oder Vergleichswerte in einem geeigneten reprasentativen Land widerspiegeln, mit
dem Preis (auf der Stufe ab Werk) der zu tiberpriffenden Ware aus dem betroffenen Land bei der Ausfuhr in die Union.
Aus diesem Vergleich ergeben sich fur das betroffene Land erhebliche Dumpingspannen.

Angesichts der vorliegenden Informationen vertritt die Kommission die Auffassung, dass im Sinne des Artikels 5
Absatz 9 der Grundverordnung geniigend Beweise vorliegen, die tendenziell darauf hindeuten, dass es aufgrund nen-
nenswerter Verzerrungen mit Auswirkungen auf Preise und Kosten nicht angebracht ist, die Inlandspreise und -kosten
des betroffenen Landes heranzuziehen, und dass somit die Einleitung einer Untersuchung nach Artikel 2 Absatz 6a der
Grundverordnung gerechtfertigt ist.

Der Linderbericht steht in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier und auf der Website
der GD Handel zur Verfugung ().

4.2.  Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der Schidigung

Der Antragsteller legte hinreichende Beweise fiir die Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der
Schidigung vor.

Er wies nach, dass die Einfuhren der zu iiberpriifenden Ware aus dem betroffenen Land in die Union in absoluten Zah-
len und gemessen am Marktanteil weiterhin betréchtlich sind.

Er brachte dariiber hinaus Beweise bei, wonach die Einfuhren der zu tiberpriifenden Ware aus dem betroffenen Land in
die Union im Falle eines Auflerkrafttretens der Maflnahmen zunehmen diirften, weil die ausfithrenden Hersteller im
betroffenen Land iiber ungenutzte Produktionskapazititen verfiigen und der Unionsmarkt im Vergleich zu anderen
Mirkten attraktiv ist. Zudem fithrte der Antragsteller an, die Verbesserung der wirtschaftlichen Lage des Wirtschafts-
zweigs der Union sei in erster Linie auf die geltenden Maffnahmen zuriickzufithren. Des Weiteren legte der Antragsteller
Beweise dafiir vor, dass bei einem AufSerkrafttreten der Mafinahmen ein betrichtlicher Anstieg der Einfuhren zu
gedumpten Preisen aus dem betroffenen Land eine weitere Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union nach sich zie-
hen diirfte.

5. Verfahren

Die Kommission kam nach Anhorung des nach Artikel 15 Absatz 1 der Grundverordnung eingesetzten Ausschusses zu
dem Schluss, dass genitigend Beweise fur die Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens von Dumping
und Schidigung vorliegen, um die Einleitung einer Auslaufiiberpriifung zu rechtfertigen; sie leitet daher eine Uberprii-
fung nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung ein.

Bei der Auslaufiiberpriifung wird untersucht, ob damit zu rechnen ist, dass bei einem Auflerkrafttreten der Mafnahmen
das Dumping in Bezug auf die zu iberpriifende Ware mit Ursprung in dem betroffenen Land anhilt oder erneut auftritt
und der Wirtschaftszweig der Union weiter bzw. erneut geschadigt wird.

(*) Commission Staff Working Document on Significant Distortions in the Economy of the People’s Republic of China for the Purposes
of Trade Defence Investigations (fiir die Zwecke von Handelsschutzuntersuchungen erstellte Arbeitsunterlage der Kommissionsdienst-
stellen tiber nennenswerte wirtschaftliche Verzerrungen in der Volksrepublik China), 20.12.2017, SWD (2017) 483 final/2, abrufbar
unter: http:/[trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2017 [december/tradoc_156474.pdf

(°) In dem Landerbericht zitierte Dokumente sind auf hinreichend begriindeten Antrag ebenfalls erhaltlich.


http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2017/december/tradoc_156474.pdf
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Wie bereits angekiindigt ('), wurden mit dem sogenannten Paket zur Modernisierung der handelspolitischen Schutzin-
strumente (Verordnung (EU) 2018/825 des Europdaischen Parlaments und des Rates (°), die am 8. Juni 2018 in Kraft trat)
unter anderem erhebliche Anderungen in Bezug auf den Zeitplan und die Fristen eingefiihrt, die vorher in Antidumping-
verfahren galten. Die Fristen fiir die Kontaktaufnahme interessierter Parteien mit der Kommission, insbesondere im
frithen Stadium der Untersuchungen, wurden verkiirzt. Der in dieser Bekanntmachung dargelegte Zeitplan fiir diese
Untersuchung enthilt spezifische Anweisungen fir die Vorlage von Informationen in den verschiedenen Stadien der
Untersuchung und fir die Organisation der Anhorungen. Fristverlingerungen werden ebenfalls strenger gehandhabt und
Antrage auf solche Verlingerungen werden nur bei hinreichender Begriindung beriicksichtigt. Daher bittet die Kommis-
sion die interessierten Parteien, die in dieser Bekanntmachung und in weiteren Mitteilungen der Kommission vorgesehe-
nen Verfahrensschritte und Fristen zu beachten.

5.1.  Untersuchungszeitraum der Uberpriifung und Bezugszeitraum

Die Untersuchung beziiglich eines Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings erstreckt sich auf den Zeitraum
vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 (im Folgenden ,Untersuchungszeitraum der Uberpriifung®). Die Unter-
suchung der Entwicklungen, die fiir die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der
Schidigung relevant sind, betrifft den Zeitraum vom 1. Januar 2015 bis zum Ende des Untersuchungszeitraums (im
Folgenden ,Bezugszeitraum®).

5.2.  Stellungnahmen zum Antrag und zur Einleitung der Untersuchung

Alle interessierten Parteien werden gebeten, binnen 15 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung im Amts-
blatt der Europdischen Union (°) zu den Inputs und den Codes des Harmonisierten Systems (HS) (*°), die im Antrag angege-
ben sind, Stellung zu nehmen.

5.3.  Verfahren zur Ermittlung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens des Dumpings

Bei einer Auslaufiiberpriifung untersucht die Kommission Ausfuhren, die im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung in
die Union getitigt wurden, und priift, unabhingig von den Ausfuhren in die Union, ob die Lage der Unternehmen, die
die zu uberpriifende Ware im betroffenen Land herstellen und verkaufen, sich so darstellt, dass bei einem AufSerkrafttre-
ten der Mafinahmen die Ausfuhren zu gedumpten Preisen in die Union fortgesetzt oder erneut getdtigt werden diirften.

Daher werden alle Hersteller (') der zu tiberpriifenden Ware aus dem betroffenen Land, unabhingig davon, ob sie die zu
iberpriffende Ware im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung in die Union ausgefithrt haben oder nicht, gebeten, bei
der Untersuchung der Kommission mitzuarbeiten.

5.3.1. Untersuchung der Hersteller im betroffenen Land

Da im betroffenen Land eine Vielzahl von Herstellern von dieser Auslaufuberpriifung betroffen sein diirfte und da es
gilt, die Untersuchung fristgerecht abzuschliefen, kann die Kommission die Zahl der zu untersuchenden Hersteller auf
ein vertretbares Mafd beschrinken, indem sie eine Stichprobe bildet (im Folgenden ,Stichprobenverfahren®). Das Stichpro-
benverfahren wird nach Artikel 17 der Grundverordnung durchgefiihrt.

Damit die Kommission iiber die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stich-
probe bilden kann, werden alle Hersteller oder die in ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit gebeten, der Kommis-
sion binnen 7 Tagen nach Veréffentlichung dieser Bekanntmachung die in Anhang I erbetenen Angaben zu ihren Unter-
nehmen vorzulegen; dies gilt auch fiir diejenigen, die nicht bei der Untersuchung mitgearbeitet haben, die zu den jetzt
zur Uberpriifung anstehenden Mafnahmen fiithrte. Die Kommission wird ferner mit den Behorden des betroffenen Lan-
des sowie gegebenenfalls mit den ihr bekannten Herstellerverbinden im betroffenen Land Kontakt aufnehmen, um die
Informationen einzuholen, die sie fiir die Auswahl der Stichprobe der Hersteller im betroffenen Land benotigt.

() Siehe Memo ,Short overview of the deadlines and timelines in the investigative process (Kurziiberblick iiber die Fristen im Untersu-
chungsverfahren), abrufbar unter: http:/[trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2018 june[tradoc_156922.pdf.

() Verordnung (EU) 2018/825 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur Anderung der Verordnung (EU)
2016/1036 iiber den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Européischen Union gehérenden Landern und der Verordnung
(EU) 2016/1037 tber den Schutz gegen subventionierte Einfuhren aus nicht zur Europdischen Union gehorenden Lindern
(ABL L 143 vom 7.6.2018, S. 1).

() Sofern nichts anderes bestimmt ist, sind alle Bezugnahmen auf die Veréffentlichung dieser Bekanntmachung Bezugnahmen auf die
Veroffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europdischen Union.

(* Ndhere Angaben zu den HS-Codes finden sich auch in der Kurzdarstellung des Uberpriifungsantrags, die auf der Website der GD
Handel zur Verfugung steht (http://trade.ec.europa.cu/tdi/case_details.cfm?id=2393).

(") Ein Hersteller ist ein Unternehmen im betroffenen Land, das die zu tiberpriffende Ware herstellt, gegebenenfalls auch ein verbundenes
Unternehmen, das an der Herstellung, den Inlandsverkiufen oder der Ausfuhr der zu iiberpriifenden Ware beteiligt ist.
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Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, werden die Hersteller auf der Grundlage des grofSten reprisentativen Pro-
duktions-, Verkaufs- oder Ausfuhrvolumens ausgewahlt, das in dem zur Verfugung stehenden Zeitrahmen in angemesse-
ner Weise untersucht werden kann. Alle der Kommission bekannten Hersteller im betroffenen Land, die Behorden des
betroffenen Landes und die Herstellerverbidnde im betroffenen Land werden von der Kommission (gegebenenfalls iiber
die Behorden des betroffenen Landes) dariiber in Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen fur die Stichprobe ausgewihlt
wurden.

Sobald die Kommission die erforderlichen Informationen erhalten hat, um eine Herstellerstichprobe bilden zu konnen,
teilt sie den betroffenen Parteien mit, ob sie in die Stichprobe einbezogen wurden. Sofern nichts anderes bestimmt ist,
miissen die Hersteller, die fur die Stichprobe ausgewihlt wurden, binnen 30 Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung
tiber ihre Einbeziehung in die Stichprobe einen ausgefiillten Fragebogen tibermitteln.

Die Kommission nimmt in das zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmte Dossier einen Vermerk zur
Stichprobenbildung auf. Stellungnahmen zur Stichprobenauswahl miissen binnen 3 Tagen nach Bekanntgabe der Ent-
scheidung iiber die Stichprobe eingehen.

Der Fragebogen fiir Hersteller im betroffenen Land steht in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimm-
ten Dossier und auf der Website der GD Handel (*?) zur Verfiigung.

Der Fragebogen wird auch allen der Kommission bekannten Herstellerverbinden sowie den Behérden des betroffenen
Landes zur Verfiigung gestellt.

Unbeschadet des Artikels 18 der Grundverordnung gelten Unternehmen, die ihrer moglichen Einbeziehung in die Stich-
probe zugestimmt haben, jedoch hierfur nicht ausgewihlt werden, als mitarbeitend (im Folgenden ,nicht in die Stich-
probe einbezogene mitarbeitende Hersteller”).

5.3.2. Zusditzliches Verfahren in Bezug auf das betroffene Land

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Bekanntmachung werden alle interessierten Parteien hiermit gebeten, ihren
Standpunkt zur Anwendung des Artikels 2 Absatz 6a der Grundverordnung unter Vorlage von Informationen und sach-
dienlichen Nachweisen darzulegen. Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen diese Informationen und sachdienlichen
Nachweise binnen 37 Tagen nach Verdffentlichung dieser Bekanntmachung bei der Kommission eingehen.

Kurz nach Einleitung der Untersuchung unterrichtet die Kommission nach Artikel 2 Absatz 6a Buchstabe e durch einen
Vermerk in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier die von der Untersuchung betroffe-
nen Parteien iiber die relevanten Quellen, die die Kommission zur Ermittlung des Normalwerts im betroffenen Land
nach Artikel 2 Absatz 6a der Grundverordnung heranzuziehen beabsichtigt. Dies gilt fiir alle Quellen, einschlieflich der
Auswahl — soweit dies angebracht ist — eines geeigneten reprasentativen Drittlands. Die von der Untersuchung betrof-
fenen Parteien konnen binnen 10 Tagen ab dem Datum, an dem dieser Vermerk in das Dossier aufgenommen wurde,
dazu Stellung nehmen.

Ein mogliches Drittland, das fiir das betroffene Land reprisentativ ist, stellt den der Kommission vorliegenden Informa-
tionen zufolge in diesem Fall die Tiirkei dar. Um die endgiiltige Wahl des geeigneten représentativen Drittlands treffen zu
konnen, wird die Kommission priifen, ob es Linder mit einem dhnlichen wirtschaftlichen Entwicklungsstand wie im
betroffenen Land gibt, in denen die zu iiberpriifende Ware hergestellt und verkauft wird und in denen einschligige
Daten ohne Weiteres verfiigbar sind. Gibt es mehr als ein derartiges Land, werden gegebenenfalls Linder bevorzugt, in
denen ein angemessener Sozial- und Umweltschutz besteht.

In Bezug auf die einschligigen Quellen fordert die Kommission alle Hersteller im betroffenen Land auf, die in Anhang III
erbetenen Angaben binnen 15 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung im Amtsblatt der Europdischen Union
zu ibermitteln.

Sachinformationen zu Kosten und Preisen nach Artikel 2 Absatz 6a Buchstabe a der Grundverordnung miissen dariiber
hinaus binnen 65 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung vorgelegt werden. Solche Sachinformationen
sollten ausschlieflich aus offentlich zuginglichen Quellen stammen.

Die Kommission wird ferner einen Fragebogen an die Regierung des betroffenen Landes senden, um die Informationen
einzuholen, die sie fir die Untersuchung der mutmaflichen nennenswerten Verzerrungen im Sinne des Artikels 2
Absatz 6a Buchstabe b der Grundverordnung benétigt.

(') http:/[trade.ec.europa.euftdi/case_details.cfm?id=2393
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5.3.3. Untersuchung der unabhdngigen Einfiihrer (**) (*%)

Die unabhingigen Einfiihrer, die die zu iiberpriifende Ware aus dem betroffenen Land in die Union einfithren, werden
gebeten, bei dieser Untersuchung mitzuarbeiten; dies gilt auch fiir diejenigen, die nicht bei der Untersuchung mitgearbei-
tet haben, die zu den geltenden Manahmen fiihrte.

Da eine Vielzahl unabhingiger Einfithrer von dieser Auslaufiiberpriifung betroffen sein diirfte und da es gilt, die Unter-
suchung fristgerecht abzuschliefen, kann die Kommission die Zahl der zu untersuchenden unabhingigen Einfithrer auf
ein vertretbares Maf beschrinken, indem sie eine Stichprobe bildet (im Folgenden ,Stichprobenverfahren®). Das Stichpro-
benverfahren wird nach Artikel 17 der Grundverordnung durchgefiihrt.

Damit die Kommission iiber die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stich-
probe bilden kann, werden alle unabhingigen Einfihrer oder die in ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit gebeten,
mit der Kommission Kontakt aufzunehmen; dies gilt auch fiir diejenigen, die nicht bei der Untersuchung mitgearbeitet
haben, die zu den jetzt zur Uberpriifung anstehenden Manahmen fithrte. Die Parteien miissen dieser Aufforderung
binnen 7 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung nachkommen, indem sie der Kommission die in
Anhang II erbetenen Angaben zu ihren Unternehmen tibermitteln.

Ferner kann die Kommission mit den ihr bekannten Einfithrerverbinden Kontakt aufnehmen, um die Informationen
einzuholen, die sie fiir die Auswahl der Stichprobe der unabhingigen Einfithrer benotigt.

Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, konnen die Einfithrer auf der Grundlage der grofSten reprasentativen Ver-
kaufsmenge der zu tberpriifenden Ware aus dem betroffenen Land in der Union ausgewahlt werden, die in der zur
Verfugung stehenden Zeit angemessen untersucht werden kann. Alle der Kommission bekannten unabhingigen Einfiih-
rer und Einfihrerverbinde werden von ihr davon in Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen fiir die Stichprobe ausge-
wihlt wurden.

Die Kommission nimmt in das zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmte Dossier auch einen Vermerk
zur Stichprobenauswahl auf. Stellungnahmen zur Stichprobenauswahl miissen binnen 3 Tagen nach Bekanntgabe der
Entscheidung iiber die Stichprobe eingehen.

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen unabhingigen Einfihrern Fragebogen iibermitteln, um die fiir
ihre Untersuchung benétigten Informationen einzuholen. Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen die Parteien bin-
nen 30 Tagen nach Bekanntgabe der Stichprobe einen ausgefiillten Fragebogen tibermitteln.

Der Fragebogen fiir unabhingige Einfiihrer steht in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dos-
sier und auf der Website der GD Handel (**) zur Verfiigung.

5.4.  Verfahren zur Ermittlung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der Schidigung

Damit festgestellt werden kann, ob ein Anhalten oder erneutes Auftreten der Schidigung des Wirtschaftszweigs der
Union wahrscheinlich ist, werden die Unionshersteller der zu iiberpriifenden Ware gebeten, bei der Untersuchung der
Kommission mitzuarbeiten.

5.4.1. Untersuchung der Unionshersteller

Da eine Vielzahl von Unionsherstellern von dieser Auslaufiiberpriifung betroffen ist und da es gilt, die Untersuchung
fristgerecht abzuschliefen, hat die Kommission beschlossen, die Zahl der zu untersuchenden Unionshersteller auf ein
vertretbares Maf$ zu beschranken, indem sie eine Stichprobe bildet (im Folgenden ,Stichprobenverfahren®). Das Stichpro-
benverfahren wird nach Artikel 17 der Grundverordnung durchgefiihrt.

("*) Es konnen ausschlieflich Einfiihrer, die nicht mit Herstellern in dem betroffenen Land verbunden sind, in die Stichprobe einbezogen
werden. Einfithrer, die mit Herstellern verbunden sind, miissen Anhang I des Fragebogens fiir die betreffenden ausfithrenden
Hersteller ausfiillen. Nach Artikel 127 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015
mit Einzelheiten zur Umsetzung von Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates
zur Festlegung des Zollkodex der Union gelten zwei Personen als verbunden, wenn a) sie leitende Angestellte oder Direktoren im
Unternechmen der anderen Person sind, b) sie Teilhaber oder Gesellschafter von Personengesellschaften sind, ¢) sie sich in einem
Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Verhiltnis zueinander befinden, d) eine dritte Person unmittelbar oder mittelbar 5% oder mehr der im
Umlauf befindlichen stimmberechtigten Anteile oder Aktien beider Personen besitzt, kontrolliert oder hilt, e) eine von ihnen
unmittelbar oder mittelbar die andere kontrolliert, f) beide von ihnen unmittelbar oder mittelbar von einer dritten Person kontrolliert
werden, g) sie beide zusammen unmittelbar oder mittelbar eine dritte Person kontrollieren oder h) sie Mitglieder derselben Familie
sind (ABL L 343 vom 29.12.2015, S. 558). Personen werden nur dann als Mitglieder derselben Familie angesehen, wenn sie in einem
der folgenden Verwandtschaftsverhiltnisse zueinander stehen: i) Ehegatten, i) Eltern und Kind, iii) Geschwister (auch
Halbgeschwister), iv) Grofeltern und Enkel, v) Onkel oder Tante und Neffe oder Nichte, vi) Schwiegereltern und Schwiegersohn oder
Schwiegertochter, vii) Schwéger und Schwiégerinnen. Nach Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union ist eine ,Person” eine natiirliche Person, eine
juristische Person oder eine Personenvereinigung, die keine juristische Person ist, die jedoch nach Unionsrecht oder nach
einzelstaatlichem Recht die Moglichkeit hat, im Rechtsverkehr wirksam aufzutreten (ABI. L 269 vom 10.10.2013, S. 1).

(") Die von unabhidngigen Einfithrern vorgelegten Daten konnen im Rahmen dieser Untersuchung auch zu anderen Zwecken als zur
Dumpingermittlung herangezogen werden.

(**) http:/[trade.ec.europa.euftdi/case_details.cfm?id=2393
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Die Kommission hat eine vorldufige Stichprobe der Unionshersteller gebildet. Genauere Angaben dazu konnen interes-
sierte Parteien dem zur Einsichtnahme bestimmten Dossier entnehmen. Die interessierten Parteien werden hiermit aufge-
fordert, zur vorldufigen Stichprobe Stellung zu nehmen. Ferner miissen andere Unionshersteller oder die in ihrem
Namen handelnden Vertreter, die der Auffassung sind, dass bestimmte Griinde fiir die Einbeziehung ihres Unternehmens
in die Stichprobe sprechen, die Kommission binnen 7 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung kontaktie-
ren. Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen alle Stellungnahmen zur vorldufigen Stichprobe binnen 7 Tagen nach
Veroffentlichung dieser Bekanntmachung bei der Kommission eingegangen sein.

Alle der Kommission bekannten Unionshersteller und/oder Verbinde von Unionsherstellern werden von ihr dariiber in
Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen fiir die endgiiltige Stichprobe ausgewihlt wurden.

Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen die Unionshersteller, die fur die Stichprobe ausgewihlt wurden, binnen
30 Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung tiber ihre Einbeziehung in die Stichprobe einen ausgefiillten Fragebogen
tbermitteln.

Der Fragebogen fiir Unionshersteller steht in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier
und auf der Website der GD Handel (*°) zur Verfiigung.

5.5.  Verfahren zur Priifung des Unionsinteresses

Sollte es sich bestdtigen, dass ein Anhalten oder erneutes Auftreten des Dumpings und ein Anhalten oder erneutes Auf-
treten der Schidigung wahrscheinlich ist, wird nach Artikel 21 der Grundverordnung gepriift, ob die Aufrechterhaltung
der Antidumpingmafinahmen nicht etwa dem Interesse der Union zuwiderliefe.

Die Unionshersteller, die Einfithrer und ihre reprasentativen Verbinde, die Verwender und ihre reprisentativen Verbinde,
die Gewerkschaften sowie reprdsentative Verbraucherorganisationen werden gebeten, der Kommission Informationen
zum Unionsinteresse zu iibermitteln. Um an der Untersuchung mitarbeiten zu konnen, miissen die reprisentativen Ver-
braucherorganisationen nachweisen, dass ein objektiver Zusammenhang zwischen ihrer Tatigkeit und der zu iiberpriifen-
den Ware besteht.

Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen die Informationen zur Bewertung des Unionsinteresses binnen 37 Tagen
nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung iibermittelt werden. Diese Angaben konnen entweder in einem frei
gewihlten Format oder in einem von der Kommission erstellten Fragebogen gemacht werden. Die Fragebogen, darunter
auch der Fragenbogen fiir Verwender der zu iiberpriifenden Ware, stehen in dem zur Einsichtnahme durch interessierte
Parteien bestimmten Dossier und auf der Website der GD Handel (V) zur Verfiigung. Nach Artikel 21 iibermittelte Infor-
mationen werden allerdings nur dann beriicksichtigt, wenn sie zum Zeitpunkt ihrer Ubermittlung durch Beweise belegt
sind.

5.6. Interessierte Parteien

Um bei der Untersuchung mitarbeiten zu konnen, miissen interessierte Parteien wie Hersteller im betroffenen Land, Uni-
onshersteller, Einfithrer und ihre reprisentativen Verbiande, Verwender und ihre reprasentativen Verbinde, Gewerkschaf-
ten sowie reprasentative Verbraucherorganisationen zundchst nachweisen, dass ein objektiver Zusammenhang zwischen
ihrer Tatigkeit und der zu tiberpriifenden Ware besteht.

Hersteller im betroffenen Land, Unionshersteller, Einfithrer und reprisentative Verbinde, die Informationen nach den
Verfahren der Abschnitte 5.3, 5.4 und 5.5 zur Verfiigung gestellt haben, gelten als interessierte Parteien, wenn ein objek-
tiver Zusammenhang zwischen ihrer Tétigkeit und der zu tiberpriifenden Ware besteht.

Andere Parteien konnen erst dann als interessierte Partei bei der Untersuchung mitarbeiten, wenn sie sich bei der Kom-
mission gemeldet haben, und nur dann, wenn ein objektiver Zusammenhang zwischen ihrer Titigkeit und der zu tiber-
prifenden Ware besteht. Die Einstufung als interessierte Partei gilt unbeschadet der Anwendung des Artikels 18 der
Grundverordnung.

Der Zugang zu dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier erfolgt tiber TRON.tdi unter
folgender Adresse: https:/[webgate.ec.europa.eu/tron/TDI. Um Zugang zu erhalten, folgen Sie bitte den Anweisungen auf
dieser Seite.

5.7.  Andere schriftliche Beitrige

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Bekanntmachung werden alle interessierten Parteien hiermit gebeten, ihren
Standpunkt unter Vorlage von Informationen und sachdienlichen Nachweisen darzulegen. Sofern nichts anderes
bestimmt ist, miissen diese Informationen und sachdienlichen Nachweise binnen 37 Tagen nach Veroffentlichung dieser
Bekanntmachung bei der Kommission eingehen.

Stellungnahmen der interessierten Parteien zur Warendefinition sind binnen 10 Tagen nach Veroffentlichung der

Bekanntmachung zu iibermitteln.

("% http:/[trade.ec.europa.euftdi/case_details.cfm?id=2393
(*”) http:/[trade.ec.europa.euftdi/case_details.cfm?id=2393
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5.8. Maglichkeit der Anhorung durch die untersuchenden Kommissionsdienststellen

Jede interessierte Partei kann eine Anhérung durch die untersuchenden Kommissionsdienststellen beantragen. Der ent-
sprechende Antrag ist schriftlich zu stellen und zu begriinden; er muss ferner eine Zusammenfassung der Punkte enthal-
ten, die die interessierte Partei wihrend der Anhorung erértern mochte. Die Anhérung ist auf die von den interessierten
Parteien im Voraus schriftlich dargelegten Punkte beschrinkt.

Grundsitzlich konnen die Anhorungen nicht zur Darlegung von Sachinformationen genutzt werden, die noch nicht im
Dossier enthalten sind. Im Interesse einer guten Verwaltung und um die Kommissionsdienststellen in die Lage zu verset-
zen, bei der Untersuchung voranzukommen, konnen die interessierten Parteien nach einer Anhorung jedoch aufgefor-
dert werden, neue Sachinformationen vorzulegen.

5.9.  Schriftliche Beitrige, Ubermittlung ausgefiillter Fragebogen und Schriftwechsel

Angaben, die der Kommission zum Zwecke von Handelsschutzuntersuchungen vorgelegt werden, miissen frei von Urhe-
berrechten sein. Bevor interessierte Parteien der Kommission Angaben und/oder Daten vorlegen, fiir die Urheberrechte
Dritter gelten, miissen sie vom Urheberrechtsinhaber eine Sondergenehmigung einholen, die es der Kommission aus-
driicklich gestattet, a) die Angaben und Daten fiir die Zwecke dieses Handelsschutzverfahrens zu verwenden und b) den
an dieser Untersuchung interessierten Parteien die Angaben und/oder Daten so vorzulegen, dass sie ihre Verteidigungs-
rechte wahrnehmen konnen.

Alle von interessierten Parteien iibermittelten schriftlichen Beitrige, die vertraulich behandelt werden sollen, miissen den
Vermerk ,Limited” (zur eingeschriankten Verwendung) (*¥) tragen; dies gilt auch fiir entsprechende mit dieser Bekanntma-
chung angeforderte Informationen, ausgefiillte Fragebogen und sonstige Schreiben. Parteien, die im Laufe der Untersu-
chung Informationen vorlegen, werden gebeten, ihren Antrag auf vertrauliche Behandlung zu begriinden.

Interessierte Parteien, die Informationen mit dem Vermerk ,Limited iibermitteln, miissen nach Artikel 19 Absatz 2 der
Grundverordnung eine nichtvertrauliche Zusammenfassung vorlegen, die den Vermerk ,For inspection by interested par-
ties“ (zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien) trigt. Diese Zusammenfassung muss so ausfiihrlich sein, dass sie
ein angemessenes Verstindnis des wesentlichen Inhalts der vertraulichen Informationen ermdglicht. Kann eine Partei, die
vertrauliche Informationen vorlegt, ihren Antrag auf vertrauliche Behandlung nicht triftig begriinden oder legt sie keine
nichtvertrauliche Zusammenfassung der Informationen im vorgeschriebenen Format und in der vorgeschriebenen Quali-
tat vor, so kann die Kommission solche Informationen unberiicksichtigt lassen, sofern nicht anhand geeigneter Quellen
in zufriedenstellender Weise nachgewiesen wird, dass die Informationen richtig sind.

Interessierte Parteien werden gebeten, alle Beitrdge und Antrdge, darunter auch gescannte Vollmachten und Bescheini-
gungen, iiber TRON.tdi (https://webgate.ec.europa.euftron/TDI) zu iibermitteln; ausgenommen sind umfangreiche Ant-
worten; diese sind auf CD-ROM oder DVD zu speichern und personlich abzugeben oder per Einschreiben zu tibermit-
teln. Mit der Verwendung von TRON.tdi oder E-Mail erkldren sich die interessierten Parteien mit den Regeln fiir die
elektronische Ubermittlung von Unterlagen im Leitfaden zum ,Schriftwechsel mit der Europdischen Kommission bei
Handelsschutzuntersuchungen® (,CORRESPONDENCE WITH THE EUROPEAN COMMISSION IN TRADE DEFENCE
CASES) einverstanden, der auf der Website der Generaldirektion Handel verdffentlicht ist: http:/[trade.ec.europa.cuf
doclib/docs/2014/juneftradoc_152566.pdf. Die interessierten Parteien miissen ihren Namen sowie ihre Anschrift, Tele-
fonnummer und eine giiltige E-Mail-Adresse angeben und sollten sicherstellen, dass die genannte E-Mail-Adresse zu einer
aktiven offiziellen Mailbox fithrt, die tdglich eingesehen wird. Hat die Kommission die Kontaktdaten erhalten, so kom-
muniziert sie ausschlieflich iiber TRON.tdi oder per E-Mail mit den interessierten Parteien, es sei denn, diese wiinschen
ausdriicklich, alle Unterlagen von der Kommission auf einem anderen Kommunikationsweg zu erhalten, oder die Art der
Unterlage macht den Versand per Einschreiben erforderlich. Weitere Regeln und Informationen beziiglich des Schriftver-
kehrs mit der Kommission, einschlieRlich der Leitlinien fiir Ubermittlungen {iber TRON.tdi oder per E-Mail, kénnen dem
genannten Leitfaden fiir interessierte Parteien entnommen werden.

Anschrift der Kommission:

Europiische Kommission
Generaldirektion Handel
Direktion H

Biiro CHAR 04/039
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIE

TRON.tdi: https:/[webgate.ec.europa.eu/tron/tdi
E-Mail-Adressen: TRADE-SOLARGLASS-INJURY@ec.europa.eu und
TRADE-SOLARGLASS-DUMPING-SUBSIDY @ec.europa.eu

("*) Eine Unterlage mit dem Vermerk ,Limited” gilt als vertraulich im Sinne des Artikels 19 der Grundverordnung und des Artikels 6 des
WTO-Ubereinkommens zur Durchfithrung des Artikels VI des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens 1994 (Antidumping-
Ubereinkommen). Sie ist ferner nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Europdischen Parlaments und des Rates
(ABL L 145 vom 31.5.2001, S. 43) geschiitzt.


https://webgate.ec.europa.eu/tron/TDI
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2014/june/tradoc_152566.pdf
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2014/june/tradoc_152566.pdf
https://webgate.ec.europa.eu/tron/tdi
mailto:TRADE-SOLARGLASS-INJURY@ec.europa.eu
mailto:TRADE-SOLARGLASS-DUMPING-SUBSIDY@ec.europa.eu
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6. Zeitplan fiir die Untersuchung

Nach Artikel 11 Absatz 5 der Grundverordnung wird die Untersuchung in der Regel binnen 12 Monaten, spitestens
jedoch 15 Monate nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung abgeschlossen.

7. Vorlage von Informationen

In der Regel konnen interessierte Parteien nur innerhalb der in Abschnitt 5 dieser Bekanntmachung angegebenen Fristen
Informationen vorlegen.

Um die Untersuchung innerhalb der vorgeschriebenen Fristen abschlieRen zu kénnen, nimmt die Kommission nach
Ablauf der Frist fir Stellungnahmen zur endgiiltigen Unterrichtung bzw. gegebenenfalls nach Ablauf der Frist fur Stel-
lungnahmen zu einer weiteren Unterrichtung iiber die endgiiltigen Feststellungen keine Beitrdge der interessieren Par-
teien mehr an.

8. Moglichkeit, zu den Beitrigen anderer Parteien Stellung zu nehmen

Zur Wahrung der Verteidigungsrechte sollten die interessierten Parteien die Moglichkeit haben, sich zu den von anderen
interessierten Parteien vorgelegten Informationen zu duflern. Dabei diirfen die interessierten Parteien nur auf die in den
Beitrdgen der anderen interessierten Parteien vorgebrachten Punkte eingehen und keine neuen Punkte ansprechen.

Stellungnahmen zu Informationen, die von anderen interessierten Parteien auf die Unterrichtung iiber die endgiiltigen
Feststellungen hin vorgelegt wurden, sollten, sofern nichts anderes bestimmt ist, binnen 5 Tagen nach Ablauf der Frist
fur Stellungnahmen zu den endgiiltigen Feststellungen abgegeben werden. Im Falle einer weiteren Unterrichtung iiber die
endgiiltigen Feststellungen sollten Stellungnahmen zu Informationen, die von anderen interessierten Parteien auf diese
weitere Unterrichtung hin vorgelegt wurden, spitestens am Tag nach Ablauf der Frist fiur Stellungnahmen zu dieser wei-
teren Unterrichtung abgegeben werden, sofern nichts anderes bestimmt ist.

Der genannte Zeitrahmen beriihrt nicht das Recht der Kommission, in hinreichend begriindeten Fillen zusitzliche Infor-
mationen von den interessierten Parteien anzufordern.

9. Verlingerung der in dieser Bekanntmachung vorgesehenen Fristen

Eine Verlingerung der in dieser Bekanntmachung vorgesehenen Fristen kann nur in Ausnahmefillen beantragt werden
und wird nur gewihrt, wenn dies hinreichend begriindet ist.

Fristverlingerungen fur die Beantwortung der Fragebogen konnen in hinreichend begriindeten Fillen gewihrt werden
und sind in der Regel auf 3 zusitzliche Tage begrenzt. Grundsitzlich werden hochstens 7 Tage gewihrt. In Bezug auf die
Fristen fiir die Vorlage anderer Informationen nach dieser Bekanntmachung sind Verlingerungen auf 3 Tage begrenzt,
sofern nicht nachgewiesen wird, dass auffergewohnliche Umstinde vorliegen.

10. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit

Verweigert eine interessierte Partei den Zugang zu den erforderlichen Informationen oder erteilt sie diese nicht fristge-
recht oder behindert sie die Untersuchung erheblich, so konnen nach Artikel 18 der Grundverordnung positive oder
negative Feststellungen auf der Grundlage der verfugbaren Informationen getroffen werden.

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder irrefithrende Informationen vorgelegt hat, so kénnen diese
Informationen unberiicksichtigt bleiben; stattdessen kénnen die verfiigbaren Informationen zugrunde gelegt werden.

Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur eingeschrinkt mit und stiitzen sich die Feststellungen daher nach
Artikel 18 der Grundverordnung auf die verfiigbaren Informationen, so kann dies zu einem Ergebnis fithren, das fiir
diese Partei ungiinstiger ist, als wenn sie mitgearbeitet hitte.

Werden die Antworten nicht elektronisch ibermittelt, so gilt dies nicht als mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit, sofern
die interessierte Partei darlegt, dass die Ubermittlung der Antwort in der gewiinschten Form die interessierte Partei iiber
Gebiihr zusitzlich belasten wiirde oder mit unangemessenen zusitzlichen Kosten verbunden wire. Die interessierte Par-
tei sollte unverziiglich mit der Kommission Kontakt aufnehmen.

11.  Anhérungsbeauftragter

Interessierte Parteien konnen sich an den Anhérungsbeauftragten fur Handelsverfahren wenden. Er befasst sich mit
Antrigen auf Zugang zum Dossier, Streitigkeiten iiber die Vertraulichkeit von Unterlagen, Antrigen auf Fristverldnge-
rung und sonstigen Antrigen in Bezug auf die Verteidigungsrechte der interessierten Parteien oder von Dritten, die sich
wihrend des Verfahrens ergeben.

Der Anhorungsbeauftragte kann Anhérungen ansetzen und als Vermittler zwischen interessierten Parteien und den
Dienststellen der Kommission titig werden, um zu gewihrleisten, dass die interessierten Parteien ihre Verteidigungs-
rechte umfassend wahrnehmen konnen. Eine Anhérung durch den Anhorungsbeauftragten ist schriftlich zu beantragen
und zu begriinden. Der Anhorungsbeauftragte priift die Griinde, aus denen der jeweilige Antrag gestellt wird. Solche
Anhorungen sollten nur stattfinden, wenn die Fragen nicht zeitnah mit den Dienststellen der Kommission geklirt
wurden.
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Alle Antrige sind frithzeitig zu stellen, um die geordnete Abwicklung des Verfahrens nicht zu gefihrden. Zu diesem
Zweck sollten interessierte Parteien den Anhorungsbeauftragten zum frithestmoglichen Zeitpunkt nach Eintritt des Ereig-
nisses, das ein Titigwerden seinerseits rechtfertigt, um eine Anhoérung ersuchen. Bei nicht fristgerecht eingereichten
Antrigen auf Anhorung priift der Anhérungsbeauftragte auch die Griinde fiir die Verspitung, die Art der aufgeworfenen
Probleme und die Auswirkungen dieser Probleme auf die Verteidigungsrechte, wobei den Interessen einer guten Verwal-
tung und dem fristgerechten Abschluss der Untersuchung gebiithrend Rechnung getragen wird.

Weiterfihrende Informationen und Kontaktdaten konnen interessierte Parteien den Webseiten des Anhorungsbeauftrag-
ten im Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel entnehmen: http://ec.europa.eu/trade/trade-policy-and-you/contacts/
hearing-officer/.

12.  Maglichkeit der Beantragung einer Uberpriifung nach Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung

Bei dieser Auslaufiiberpriifung handelt es sich um eine Uberpriifung nach Artikel 11 Absatz 2 der Grundverordnung;
daher werden die Untersuchungsergebnisse nicht etwa zu einer Anderung der geltenden Mafnahmen fithren, sondern
nach Artikel 11 Absatz 6 der Grundverordnung zur Authebung oder Aufrechterhaltung jener Manahmen.

Ist nach Auffassung einer interessierten Partei zu {iberpriifen, ob die Maffnahmen gedndert werden sollten, so kann die
Partei eine Uberpriifung nach Artikel 11 Absatz 3 der Grundverordnung beantragen.

Parteien, die eine solche, von der in dieser Bekanntmachung genannten Auslaufiiberpriifung getrennt durchzufithrende
Uberpriifung beantragen mochten, konnen unter der angegebenen Anschrift Kontakt mit der Kommission aufnehmen.

13.  Verarbeitung personenbezogener Daten

Alle im Rahmen dieser Untersuchung erhobenen personenbezogenen Daten werden nach der Verordnung (EU)
2018/1725 des Europaischen Parlaments und des Rates (*°) verarbeitet.

Ein Vermerk zum Datenschutz, mit dem alle natiirlichen Personen iiber die Verarbeitung personenbezogener Daten im
Rahmen der handelspolitischen Schutzmalnahmen der Kommission unterrichtet werden, ist auf der Website der GD
Handel abrufbar: http://trade.ec.europa.eu/doclib/html/157639.htm

(*) Verordnung (EU) 2018/1725 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien Daten-
verkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABL. L 295 vom 21.11.2018,
S. 39).


http://ec.europa.eu/trade/trade-policy-and-you/contacts/hearing-officer/
http://ec.europa.eu/trade/trade-policy-and-you/contacts/hearing-officer/
http://trade.ec.europa.eu/doclib/html/157639.htm
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ANHANG I

[0 ,Limited version® (zur eingeschrankten
Verwendung)

[ ,Version for inspection by interested parties (zur
Einsichtnahme durch interessierte Parteien)

(Zutreffendes bitte ankreuzen)

ANTIDUMPINGVERFAHREN BETREFFEND DIE EINFUHREN VON SOLARGLAS MIT URSPRUNG IN DER
VOLKSREPUBLIK CHINA (IM FOLGENDEN , VR CHINA")

INFORMATIONEN FUR DIE AUSWAHL DER STICHPROBE DER AUSFUHRENDEN HERSTELLER IN DER VR CHINA

Dieses Formular soll ausflihrenden Herstellern in der VR China dabei helfen, die unter Abschnitt 5.3.1 der Einleitungsbe-
kanntmachung angeforderten Informationen zur Stichprobenauswahl bereitzustellen.

Beide Fassungen, die ,Limited version“ (zur eingeschrankten Verwendung) und die ,Version for inspection by interested par-
ties” (zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien), sollten nach MaBgabe der Angaben in der Einleitungsbekanntmachung
an die Kommission zurlickgesandt werden.

Die angeforderten Informationen sollten binnen 7 Tagen nach Verdéffentlichung dieser Bekanntmachung im Amisblatt der Euro-
péischen Union an die in der Einleitungsbekanntmachung angegebene Adresse der Kommission gesandt werden.

1. NAME UND KONTAKTDATEN

Machen Sie bitte folgende Angaben zu lhrem Unternehmen:

Name des Unternehmens

Anschrift

Land

Kontaktperson

E-Mail-Adresse

Telefon

Fax

2. UMSATZ, VERKAUFSMENGE, PRODUKTION UND PRODUKTIONSKAPAZITAT

Bitte geben Sie in Bezug auf die in der Einleitungsbekanntmachung definierte zu Gberprifende Ware mit Ursprung in der VR
China fiir den in Abschnitt 5.1 der Bekanntmachung festgelegten Untersuchungszeitraum der Uberprifung Folgendes an:
Ausfuhrverkaufe in die Union (getrennt flr jeden der 28 Mitgliedstaaten (') und als Gesamtwert), Ausfuhrverkaufe in die (ibrige
Welt (getrennt flr die funf groBten Einfuhrlander und als Gesamtwert), Inlandsverkaufe, Produktion und Produktionskapazitat
sowie die entsprechende Flache. Geben Sie bitte die verwendete Wahrung an.

Tabelle |

Umsatz, Verkaufsmenge

Wert
Flache (in m2) (in Buchfiihrungswéhrung)
ache (in m:
Bitte die verwendete Wéh-
rung angeben

Ausfuhrverkaufe der von lhrem Unternehmen herge- | Insgesamt:
stellten zu (Ulberprifenden Ware in die Union ——— -
(getrennt fiir jeden der 28 Mitgliedstaaten und als | Mitgliedstaaten bitte
Gesamtwert) einzeln angeben (*):

() Die 28 Mitgliedstaaten der Europaischen Union sind: Belgien, Bulgarien, die Tschechische Republik, Danemark, Deutschland, Estland, Irland,
Griechenland, Spanien, Frankreich, Kroatien, ltalien, Zypern, Lettland, Litauen, Luxemburg, Ungarn, Malta, die Niederlande, Osterreich, Polen,
Portugal, Ruméanien, Slowenien, die Slowakei, Finnland, Schweden und das Vereinigte Kénigreich.
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Wert
Fldche (in m?) (in Buchfuhrungswahrung)
ache (in m:
Bitte die verwendete Wah-
rung angeben

Ausfuhrverkaufe der von Ihrem Unternehmen herge- | Insgesamt:

stellten zu Uberprifenden Ware in die ubrigen Lan- —— -
der der Welt Nennen Sie bitte die

5 gréBten Einfuhrlan-
der und geben Sie
die jeweiligen Men-
gen und Werte an (*)

Inlandsverkaufe der von |hrem Unternehmen herge-
stellten zu Gberprifenden Ware

(*) Bitte bei Bedarf zusatzliche Zeilen einfugen.

Tabelle 1l

Produktion und Produktionskapazitat

Flache (in m2)

Gesamtproduktion Ihres Unternehmens in Bezug auf die zu Uberprifende
Ware

Produktionskapazitat lhres Unternehmens in Bezug auf die zu Gberprifende
Ware

3. GESCHAFTSTATIGKEITEN IHRES UNTERNEHMENS UND DER VERBUNDENEN UNTERNEHMEN (2)

Bitte machen Sie Angaben zu den genauen Geschaftstatigkeiten des Unternehmens und aller verbundenen Unternehmen
(bitte auflisten und Art der Verbindung mit lhrem Unternehmen angeben), die an Herstellung und/oder Verkauf (im Inland und/
oder zur Ausfuhr) der zu Uberprifenden Ware beteiligt sind. Zu diesen Tatigkeiten kdnnten unter anderem der Einkauf der zu
Uberprifenden Ware oder ihre Herstellung im Rahmen von Unterauftragsvereinbarungen, die Verarbeitung der zu Uberprifen-
den Ware oder der Handel mit ihr gehoren.

Name und Standort des Unternehmens Geschaftstatigkeiten Art der Verbindung

4. SONSTIGE ANGABEN

Machen Sie bitte sonstige sachdienliche Angaben, die der Kommission aus der Sicht lhres Unternehmens bei der Stichpro-
benbildung von Nutzen sein kdnnten.

(3 Nach Artikel 127 der Durchfihrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Union gelten
zwei Personen als verbunden, wenn a) sie leitende Angestellte oder Direktoren im Unternehmen der anderen Person sind, b) sie Teilhaber oder
Gesellschafter von Personengesellschaften sind, c) sie sich in einem Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Verhéltnis zueinander befinden, d) eine dritte
Person unmittelbar oder mittelbar 5 % oder mehr der im Umlauf befindlichen stimmberechtigten Anteile oder Aktien beider Personen besitzt,
kontrolliert oder halt, e) eine von ihnen unmittelbar oder mittelbar die andere kontrolliert, f) beide von ihnen unmittelbar oder mittelbar von einer
dritten Person kontrolliert werden, g) sie beide zusammen unmittelbar oder mittelbar eine dritte Person kontrollieren oder h) sie Mitglieder
derselben Familie sind (ABI. L 343 vom 29.12.2015, S. 558). Personen werden nur dann als Mitglieder derselben Familie angesehen, wenn sie
in einem der folgenden Verwandtschaftsverhalinisse zueinander stehen: i) Ehegatten, ii) Eltern und Kind, iii) Geschwister (auch
Halbgeschwister), iv) GroBeltern und Enkel, v) Onkel oder Tante und Neffe oder Nichte, vi) Schwiegereltern und Schwiegersohn oder
Schwiegertochter, vii) Schwager und Schwagerinnen. Nach Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Européischen Parlaments
und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union ist eine ,Person” eine natlrliche Person, eine juristische Person
oder eine Personenvereinigung, die keine juristische Person ist, die jedoch nach Unionsrecht oder nach einzelstaatlichem Recht die Mdglichkeit
hat, im Rechtsverkehr wirksam aufzutreten (ABI. L 269 vom 10.10.2013, S. 1).
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5. ERKLARUNG

Mit der Ubermittlung der genannten Angaben erklart sich das Unternehmen mit seiner etwaigen Einbeziehung in die Stich-
probe einverstanden. Wird das Unternehmen in die Stichprobe einbezogen, muss es einen Fragebogen ausflllen und einem
Besuch in seinen Betriebsstatten zustimmen, welcher der Uberprifung seiner Angaben dient. Erklart sich ein Unternehmen
nicht mit seiner Einbeziehung in die Stichprobe einverstanden, wird es bei dieser Untersuchung als nicht mitarbeitendes
Unternehmen geflihrt. Die Kommission trifft die Feststellungen in Bezug auf nicht mitarbeitende ausfuhrende Hersteller auf
der Grundlage der verfligbaren Informationen; dies kann zu einem Ergebnis flhren, das flir das betreffende Unternehmen
unguinstiger ist, als wenn es mitgearbeitet hatte.

Unterschrift des/der Bevollmachtigten:
Name und Funktion des/der Bevoliméachtigten:

Datum:
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ANHANG II

[0 ,Limited version® (zur eingeschrankten
Verwendung)

[ ,Version for inspection by interested parties (zur
Einsichtnahme durch interessierte Parteien)

(Zutreffendes bitte ankreuzen)

ANTIDUMPINGVERFAHREN BETREFFEND DIE EINFUHREN VON SOLARGLAS MIT URSPRUNG IN DER
VOLKSREPUBLIK CHINA (IM FOLGENDEN , VR CHINA")

INFORMATIONEN FUR DIE AUSWAHL DER STICHPROBE DER UNABHANGIGEN EINFUHRER

Dieses Formular soll unabhangigen Einflhrern dabei helfen, die unter Abschnitt 5.3.3 der Einleitungsbekanntmachung ange-
forderten Informationen zur Stichprobenauswahl bereitzustellen.

Beide Fassungen, die ,Limited version“ (zur eingeschrankten Verwendung) und die ,Version for inspection by interested par-
ties” (zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien), sollten nach MaBgabe der Angaben in der Einleitungsbekanntmachung
an die Kommission zurlickgesandt werden.

Die angeforderten Informationen sollten binnen 7 Tagen nach Verdéffentlichung dieser Bekanntmachung im Amisblatt der Euro-
péischen Union an die in der Einleitungsbekanntmachung angegebene Adresse der Kommission gesandt werden.

1. NAME UND KONTAKTDATEN

Machen Sie bitte folgende Angaben zu lhrem Unternehmen:

Name des Unternehmens

Anschrift

Kontaktperson

E-Mail-Adresse

Telefon

Fax

2. UMSATZ UND VERKAUFSMENGE

Fillen Sie bitte nachstehende Tabelle aus, indem Sie fiir den Untersuchungszeitraum der Uberpriifung Folgendes angeben:
den Gesamtumsatz des Unternehmens in EUR und — in Bezug auf Solarglas im Sinne der Einleitungsbekanntmachung —
den Umsatz mit den Einfuhren in die Union (') und den Weiterverkaufen auf dem Unionsmarkt nach der Einfuhr aus der VR
China sowie die entsprechende Flache.

Flache (in m2) Wert (in EUR)

Gesamtumsatz Ihres Unternehmens (in EUR)

Einfuhren der zu Uberprifenden Ware in die Union

Weiterverkaufe der zu uberprifenden Ware auf dem Unions-
markt nach der Einfuhr aus der VR China

() Die 28 Mitgliedstaaten der Europaischen Union sind: Belgien, Bulgarien, die Tschechische Republik, Danemark, Deutschland, Estland, Irland,
Griechenland, Spanien, Frankreich, Kroatien, ltalien, Zypern, Lettland, Litauen, Luxemburg, Ungarn, Malta, die Niederlande, Osterreich, Polen,
Portugal, Ruméanien, Slowenien, die Slowakei, Finnland, Schweden und das Vereinigte Kénigreich.
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3. GESCHAFTSTATIGKEITEN IHRES UNTERNEHMENS UND DER VERBUNDENEN UNTERNEHMEN (2)

Bitte machen Sie Angaben zu den genauen Geschaftstatigkeiten des Unternehmens und aller verbundenen Unternehmen
(bitte auflisten und Art der Verbindung mit lhrem Unternehmen angeben), die an Herstellung und/oder Verkauf (im Inland und/
oder zur Ausfuhr) der zu Uberprifenden Ware beteiligt sind. Zu diesen Tatigkeiten kdnnten unter anderem der Einkauf der zu
Uberprifenden Ware oder ihre Herstellung im Rahmen von Unterauftragsvereinbarungen, die Verarbeitung der zu Uberprifen-
den Ware oder der Handel mit ihr gehoren.

Name und Standort des Unternehmens Geschaftstatigkeiten Art der Verbindung

4. SONSTIGE ANGABEN

Machen Sie bitte sonstige sachdienliche Angaben, die der Kommission aus der Sicht lhres Unternehmens bei der Stichpro-
benbildung von Nutzen sein kdnnten.

5. ERKLARUNG

Mit der Ubermittlung der genannten Angaben erklért sich das Unternehmen mit seiner etwaigen Einbeziehung in die Stich-
probe einverstanden. Wird das Unternehmen in die Stichprobe einbezogen, muss es einen Fragebogen ausflillen und einem
Besuch in seinen Betriebsstatten zustimmen, welcher der Uberprifung seiner Angaben dient. Erklart sich ein Unternehmen
nicht mit seiner Einbeziehung in die Stichprobe einverstanden, wird es bei dieser Untersuchung als nicht mitarbeitendes
Unternehmen geflihrt. Die Kommission trifft die Feststellungen in Bezug auf nicht mitarbeitende Einflhrer auf der Grundlage
der verfugbaren Informationen; dies kann zu einem Ergebnis flhren, das flr das betreffende Unternehmen ungunstiger ist, als
wenn es mitgearbeitet hatte.

Unterschrift des/der Bevollmachtigten:
Name und Funktion des/der Bevoliméachtigten:

Datum:

(3 Nach Artikel 127 der Durchfihrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Union gelten
zwei Personen als verbunden, wenn a) sie leitende Angestellte oder Direktoren im Unternehmen der anderen Person sind, b) sie Teilhaber oder
Gesellschafter von Personengesellschaften sind, c) sie sich in einem Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Verhéltnis zueinander befinden, d) eine dritte
Person unmittelbar oder mittelbar 5 % oder mehr der im Umlauf befindlichen stimmberechtigten Anteile oder Aktien beider Personen besitzt,
kontrolliert oder halt, e) eine von ihnen unmittelbar oder mittelbar die andere kontrolliert, f) beide von ihnen unmittelbar oder mittelbar von einer
dritten Person kontrolliert werden, g) sie beide zusammen unmittelbar oder mittelbar eine dritte Person kontrollieren oder h) sie Mitglieder
derselben Familie sind (ABI. L 343 vom 29.12.2015, S. 558). Personen werden nur dann als Mitglieder derselben Familie angesehen, wenn sie
in einem der folgenden Verwandtschaftsverhalinisse zueinander stehen: i) Ehegatten, ii) Eltern und Kind, iii) Geschwister (auch
Halbgeschwister), iv) GroBeltern und Enkel, v) Onkel oder Tante und Neffe oder Nichte, vi) Schwiegereltern und Schwiegersohn oder
Schwiegertochter, vii) Schwager und Schwagerinnen. Nach Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Européischen Parlaments
und des Rates vom 9. Oktober 2013 zur Festlegung des Zollkodex der Union ist eine ,Person” eine natlrliche Person, eine juristische Person
oder eine Personenvereinigung, die keine juristische Person ist, die jedoch nach Unionsrecht oder nach einzelstaatlichem Recht die Mdglichkeit
hat, im Rechtsverkehr wirksam aufzutreten (ABI. L 269 vom 10.10.2013, S. 1).
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ANHANG III

[0 ,Limited version® (zur eingeschrankten
Verwendung)

[ ,Version for inspection by interested parties (zur
Einsichtnahme durch interessierte Parteien)

(Zutreffendes bitte ankreuzen)

ANTIDUMPINGVERFAHREN BETREFFEND DIE EINFUHREN VON SOLARGLAS MIT URSPRUNG IN DER
VOLKSREPUBLIK CHINA (IM FOLGENDEN , VR CHINA")

ANFORDERUNG VON INFORMATIONEN BETREFFEND DIE VON AUSFUHRENDEN HERSTELLERN IN DER VR CHINA
VERWENDETEN INPUTS

Dieses Formular soll ausfihrenden Herstellern in der VR China dabei helfen, die unter Abschnitt 5.3.2 der Einleitungsbe-
kanntmachung angeforderten Informationen bereitzustellen.

Beide Fassungen, die ,Limited version“ (zur eingeschrankten Verwendung) und die ,Version for inspection by interested par-
ties” (zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien), sollten nach MaBgabe der Angaben in der Einleitungsbekanntmachung
an die Kommission zurtickgesandt werden.

Die angeforderten Informationen sollten binnen 15 Tagen nach Veréffentlichung dieser Bekanntmachung im Amisblatt der
Européischen Union an die in der Einleitungsbekanntmachung angegebene Adresse der Kommission gesandt werden.

1. NAME UND KONTAKTDATEN

Machen Sie bitte folgende Angaben zu lhrem Unternehmen:

Name des Unternehmens

Anschrift

Kontaktperson

E-Mail-Adresse

Telefon

Fax

2. INFORMATIONEN UBER DIE VON IHREM UNTERNEHMEN UND VERBUNDENEN UNTERNEHMEN
VERWENDETEN INPUTS

Bitte beschreiben Sie kurz das (die) Verfahren zur Herstellung der zu lberpriifenden Ware.

Bitte listen Sie alle bei der Herstellung der zu uberpriifenden Ware verwendeten Vormaterialien (Rohstoffe und Halbzeug) und
den entsprechenden Energieverbrauch auf sowie alle Nebenerzeugnisse und Abfélle, die verkauft oder in das Verfahren zur
Herstellung der zu Uberpriifenden Ware eingebracht bzw. zurlickgefliihrt werden. Geben Sie bitte gegebenenfalls fir jeden
Eintrag in den beiden Tabellen den entsprechenden Code des Harmonisierten Systems (HS) (') an. Bitte fullen Sie im Falle
voneinander abweichender Herstellungsverfahren einen separaten Anhang flr jedes verbundene Unternehmen aus, das die
zu Uberprifende Ware herstellt. Verbundene Unternehmen, die an der Herstellung vorgelagerter Inputs beteiligt sind, die bei
der Herstellung der zu Uberpriifenden Ware verwendet werden, missen ebenfalls einen separaten Anhang ausflllen und die
gelieferten Inputs angeben.

Rohstoffe/Energie HS-Code

(Bitte bei Bedarf zusétzliche Zeilen einfigen.)

(") Beim Harmonisierten System zur Bezeichnung und Codierung der Waren, gemeinhin ,Harmonisiertes System* oder einfach ,HS" genannt, han-
delt es sich um eine internationale multifunktionelle Warenklassifikation, die von der Weltzollorganisation (WZO) erarbeitet wurde.
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Nebenerzeugnisse und Abfélle HS-Code

(Bitte bei Bedarf zusétzliche Zeilen einfligen.)

Das Unternehmen erklart, dass die vorstehenden Angaben nach bestem Wissen korrekt sind.
Unterschrift des/der Bevollmachtigten:
Name und Funktion des/der Bevoliméachtigten:

Datum
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Bekanntmachung der Einleitung einer Uberpriifung wegen des bevorstehenden Auferkrafttretens
der Ausgleichsmafinahmen gegeniiber den Einfuhren von Solarglas mit Ursprung in der
Volksrepublik China

(2019/C 165/07)

Nach der Veroffentlichung einer Bekanntmachung tiber das bevorstehende AufSerkrafttreten der Ausgleichsmaffnahmen
gegeniiber den Einfuhren von Solarglas mit Ursprung in der Volksrepublik China (") (im Folgenden ,betroffenes Land“)
erhielt die Europaische Kommission (im Folgenden ,Kommission®) einen Antrag auf Einleitung einer Uberpriifung nach
Artikel 18 der Verordnung (EU) 2016/1037 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 iiber den
Schutz gegen subventionierte Einfuhren aus nicht zur Europidischen Union gehorenden Lindern (}) (im Folgenden
,Grundverordnung).

1. Uberpriifungsantrag

Der Antrag wurde am 13. Februar 2019 von EU Pro Sun Glass (im Folgenden ,Antragsteller”) im Namen von Herstel-
lern eingereicht, auf die mehr als 25 % der gesamten Solarglasproduktion in der Union entfallen.

Eine offentlich zugingliche Fassung des Antrags und die Analyse, inwieweit der Antrag von den Unionsherstellern unter-
stiitzt wird, sind in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier verfiigbar. Abschnitt 5.5
dieser Bekanntmachung enthilt Informationen iiber den Zugang zum Dossier fiir interessierte Parteien.

2. Zu iiberpriifende Ware

Gegenstand der Uberpriifung ist aus vorgespanntem Kalk-Natron-Flachglas bestehendes Solarglas mit einem Eisengehalt von
weniger als 300 ppm, einer solaren Transmission von mehr als 88 % (gemessen beim Spektrum AM 1,5 300-2 500 nm),
einer Wirmebestindigkeit bis 250 °C (gemessen nach EN 12150), einer Temperaturwechselbestidndigkeit von A 150 K
(gemessen nach EN 12150) und einer mechanischen Stabilitdt von 90 N/mm? oder mehr (gemessen nach EN 1288-3) (im
Folgenden ,zu iberpriifende Ware), das derzeit unter dem KN-Code ex 7007 19 80 (TARIC-Codes 7007 19 80 12,
700719 8018,7007 19 80 80 und 7007 19 80 85) eingereiht wird.

3. Geltende Mafdnahmen

Bei den derzeit geltenden Mafinahmen handelt es sich um endgiltige Ausgleichszélle, die mit der Durchfihrungsverord-
nung (EU) Nr. 471/2014 der Kommission (*) eingefiihrt wurden.

4. Griinde fiir die Uberpriifung

Der Antrag wurde damit begriindet, dass bei AufSerkrafttreten der Maffnahmen mit einem Anhalten oder erneuten Auf-
treten der Subventionierung und einem Anhalten oder erneuten Auftreten der Schiadigung des Wirtschaftszweigs der
Union zu rechnen sei.

4.1. Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der Subventionierung

Der Antragsteller hat hinreichende Beweise dafiir vorgelegt, dass die Hersteller der zu tiberpriffenden Ware im betroffe-
nen Land Subventionen der Regierung sowie regionaler und lokaler Regierungen des betroffenen Landes erhalten haben
und weiterhin erhalten diirften.

Bei den Subventionspraktiken handelt es sich u. a. um 1) einen direkten Transfer von Geldern sowie potenzielle direkte
Transfers von Geldern oder Verbindlichkeiten, beispielsweise durch Darlehen zu Sonderbedingungen, Zuschusspro-
gramme, Ausfuhrkredite, Ausfuhrgarantien oder -biirgschaften sowie Versicherungen, 2) den Verzicht auf Einnahmen
oder die Nichterhebung von Abgaben durch die Regierung, beispielsweise im Wege von Steueranreizen, Steuergutschrif-
ten, Einfuhrabgabenbefreiungen, Steuerverrechnungen, Mehrwertsteuererstattungen, Steuervergiinstigungsregelungen,
Steuerbefreiungen, Mehrwertsteuer- und ZollermifSigungen, Steuerstundungen und Vorteilen aus Offshore-Investitionen,
3) die Bereitstellung von nicht zur allgemeinen Infrastruktur gehorenden Waren oder Dienstleistungen durch die Regie-
rung, beispielsweise im Wege der Bereitstellung von Strom und Land und 4) Zahlungen an einen Fordermechanismus
sowie die Betrauung einer privaten Einrichtung mit der Wahrnehmung einer oder mehrerer der unter den Nummern 1),
2) und 3) genannten Aufgaben bzw. Anweisung solcher Einrichtungen zur Wahrnehmung dieser Aufgaben, beispiels-
weise Bereitstellung von Darlehen zu Sonderbedingungen durch Privatbanken, die dem Antrag zufolge den politischen
Vorgaben der Regierung folgen und wie staatseigene Banken agieren miissen. Einige der angefiihrten Subventionsprakti-
ken wurden bereits in der Ausgangsuntersuchung (siche Abschnitt 3) angefochten, wihrend es sich bei den anderen um
zusétzliche oder neue Subventionen handelt, die in der Ausgangsuntersuchung nicht gepriift wurden.

(') ABL C 345 vom 27.9.2018, S. 10.

() ABLL 176 vom 30.6.2016, S. 55.

(*) Durchfithrungsverordnung (EU) Nr. 471/2014 der Kommission vom 13. Mai 2014 zur Einfihrung endgiiltiger Ausgleichszolle auf die
Einfuhren von Solarglas mit Ursprung in der Volksrepublik China (ABL L 142 vom 14.5.2014, S. 23).
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Der Antragsteller brachte vor, dass es sich bei den beschriebenen Maffnahmen um Subventionen handele, da sie eine
finanzielle Beihilfe der Regierung oder regionaler und lokaler Regierungen des betroffenen Landes beinhalteten und den
Herstellern der zu tiberpriifenden Ware einen Vorteil verschafften. Diese Subventionen seien spezifisch fiir ein Unterneh-
men oder einen Wirtschaftszweig oder eine Gruppe von Unternehmen oder Wirtschaftszweigen oder sie hingen von der
Ausfuhrleistung ab; daher seien sie anfechtbar.

Vor dem Hintergrund des Artikels 18 Absatz 2 der Grundverordnung erstellte die Kommission einen Vermerk iiber die
Hinldnglichkeit der Beweise mit einer Bewertung aller ihr vorliegenden Beweise; auf dieser Grundlage leitet die Kommis-
sion die jetzige Untersuchung ein. Der Vermerk ist in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten
Dossier enthalten.

Die Kommission behilt sich das Recht vor, andere relevante Subventionspraktiken zu untersuchen, die moglicherweise
im Laufe der Untersuchung bekannt werden.

4.2. Behauptung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der Schidigung

Der Antragsteller legte hinreichende Beweise fiir die Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der
Schiadigung vor.

Er wies nach, dass die Einfuhren der zu iiberpriifenden Ware aus dem betroffenen Land in die Union in absoluten Zah-
len und gemessen am Marktanteil weiterhin betrichtlich sind.

Er brachte dariiber hinaus Beweise bei, wonach die Einfuhren der zu tiberpriifenden Ware aus dem betroffenen Land in
die Union im Falle eines Auflerkrafttretens der Maflnahmen zunehmen diirften, weil die ausfithrenden Hersteller im
betroffenen Land tiber ungenutzte Produktionskapazititen verfiigen und der Unionsmarkt im Vergleich zu anderen
Mirkten attraktiv ist. Zudem fiihrte der Antragsteller an, die Verbesserung der wirtschaftlichen Lage des Wirtschafts-
zweigs der Union sei in erster Linie auf die geltenden Maflnahmen zuriickzufiihren. Des Weiteren legte der Antragsteller
Beweise dafiir vor, dass bei einem AufSerkrafttreten der Maffnahmen ein betrachtlicher Anstieg der Einfuhren zu subven-
tionierten Preisen aus dem betroffenen Land eine weitere Schidigung des Wirtschaftszweigs der Union nach sich ziehen
diirfte.

5. Verfahren

Die Kommission kam nach Anhérung des nach Artikel 25 Absatz 1 der Grundverordnung eingesetzten Ausschusses zu
dem Schluss, dass geniigend Beweise vorliegen, um die Einleitung einer Uberpriifung wegen des bevorstehenden Aufer-
krafttretens der Mafnahmen (im Folgenden ,Auslaufiiberpriifung®) zu rechtfertigen; sie leitet daher eine Uberpriifung
nach Artikel 18 der Grundverordnung ein.

Bei der Auslaufiiberpriifung wird untersucht, ob damit zu rechnen ist, dass bei einem Auflerkrafttreten der Mafnahmen
die Subventionierung der zu iiberpriifenden Ware mit Ursprung in dem betroffenen Land anhilt oder erneut auftritt und
der Wirtschaftszweig der Union weiter bzw. erneut geschidigt wird.

Der Regierung des betroffenen Landes wurden nach Artikel 10 Absatz 7 der Grundverordnung Konsultationen
angeboten.

Wie bereits angekiindigt (), wurden mit dem sogenannten Paket zur Modernisierung der handelspolitischen Schutzin-
strumente (Verordnung (EU) 2018/825 des Europaischen Parlaments und des Rates (*), die am 8. Juni 2018 in Kraft trat)
unter anderem erhebliche Anderungen in Bezug auf den Zeitplan und die Fristen eingefiihrt, die vorher in Antisubventi-
onsverfahren galten. Die Fristen fiir die Kontaktaufnahme interessierter Parteien mit der Kommission, insbesondere im
frithen Stadium der Untersuchungen, wurden verkiirzt. Der in dieser Bekanntmachung dargelegte Zeitplan fiir diese
Untersuchung enthilt spezifische Anweisungen fir die Vorlage von Informationen in den verschiedenen Stadien der
Untersuchung und fiir die Organisation der Anhérungen. Fristverlingerungen werden ebenfalls strenger gehandhabt und
Antrage auf solche Verlingerungen werden nur bei hinreichender Begriindung beriicksichtigt. Daher bittet die Kommis-
sion die interessierten Parteien, die in dieser Bekanntmachung und in weiteren Mitteilungen der Kommission vorgesehe-
nen Verfahrensschritte und Fristen zu beachten.

5.1.  Untersuchungszeitraum der Uberpriifung und Bezugszeitraum

Die Untersuchung beziiglich eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der Subventionierung erstreckt sich auf den Zeit-
raum vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 (im Folgenden ,Untersuchungszeitraum der Uberpriifung®). Die
Untersuchung der Entwicklungen, die fiir die Beurteilung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftre-
tens der Schadigung relevant sind, betrifft den Zeitraum vom 1. Januar 2015 bis zum Ende des Untersuchungszeitraums
der Uberpriifung (im Folgenden ,Bezugszeitraum®).

(*) Siehe Memo ,Short overview of the deadlines and timelines in the investigative process* (Kurziiberblick iiber die Fristen im Untersu-
chungsverfahren), abrufbar unter: http:/[trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2018 juneftradoc_156922.pdf.

() Verordnung (EU) 2018/825 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur Anderung der Verordnung (EU)
2016/1036 iiber den Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Européischen Union gehorenden Landern und der Verordnung
(EU) 2016/1037 iiber den Schutz gegen subventionierte Einfuhren aus nicht zur Européischen Union gehérenden Landern (ABL L 143
vom 7.6.2018, S. 1).


http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2018/june/tradoc_156922.pdf
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5.2.  Verfahren zur Ermittlung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der
Subventionierung

Bei einer Auslaufiiberpriifung untersucht die Kommission Ausfuhren, die im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung in
die Union getitigt wurden, und priift, unabhingig von den Ausfuhren in die Union, ob die Lage der Unternehmen, die
die zu uberpriifende Ware im betroffenen Land herstellen und verkaufen, sich so darstellt, dass bei einem AufSerkrafttre-
ten der Mafnahmen die Ausfuhren zu subventionierten Preisen in die Union fortgesetzt oder erneut getitigt werden
diirften.

Daher werden alle Hersteller (°) der zu iiberpriifenden Ware aus dem betroffenen Land, unabhingig davon, ob sie die zu
iiberpriifende Ware im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung in die Union ausgefiihrt (") haben oder nicht, gebeten,
bei der Untersuchung der Kommission mitzuarbeiten.

5.2.1. Untersuchung der Hersteller im betroffenen Land

Da im betroffenen Land eine Vielzahl von Herstellern von dieser Auslaufiberpriifung betroffen sein diirfte und da es
gilt, die Untersuchung fristgerecht abzuschliefen, kann die Kommission die Zahl der zu untersuchenden Hersteller auf
ein vertretbares Mafd beschrinken, indem sie eine Stichprobe bildet (im Folgenden ,Stichprobenverfahren®). Das Stichpro-
benverfahren wird nach Artikel 27 der Grundverordnung durchgefiihrt.

Damit die Kommission iiber die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stich-
probe bilden kann, werden alle Hersteller oder die in ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit gebeten, der Kommis-
sion binnen 7 Tagen nach Veréffentlichung dieser Bekanntmachung die in Anhang I erbetenen Angaben zu ihren Unter-
nehmen vorzulegen; dies gilt auch fiir diejenigen, die nicht bei der Untersuchung mitgearbeitet haben, die zu den jetzt
zur Uberpriifung anstehenden Manahmen fiihrte.

Die Kommission wird ferner mit den Behorden des betroffenen Landes sowie gegebenenfalls mit den ihr bekannten
Herstellerverbinden im betroffenen Land Kontakt aufnehmen, um die Informationen einzuholen, die sie fiir die Auswahl
der Stichprobe der Hersteller im betroffenen Land benotigt.

Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, werden die Hersteller auf der Grundlage des grofSten reprisentativen Pro-
duktions-, Verkaufs- oder Ausfuhrvolumens ausgewdhlt, das in dem zur Verfugung stehenden Zeitrahmen in angemesse-
ner Weise untersucht werden kann. Alle der Kommission bekannten Hersteller im betroffenen Land, die Behorden des
betroffenen Landes und die Herstellerverbinde im betroffenen Land werden von der Kommission (gegebenenfalls iiber
die Behorden des betroffenen Landes) dariiber in Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen fur die Stichprobe ausgewihlt
wurden.

Sobald die Kommission die erforderlichen Informationen erhalten hat, um eine Herstellerstichprobe zu bilden, teilt sie
den betroffenen Parteien mit, ob sie in die Stichprobe einbezogen wurden. Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen
die Hersteller, die fiir die Stichprobe ausgewihlt wurden, binnen 30 Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung tiber ihre
Einbeziehung in die Stichprobe einen ausgefiillten Fragebogen tibermitteln.

Die Kommission nimmt in das zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmte Dossier einen Vermerk zur
Stichprobenbildung auf. Stellungnahmen zur Stichprobenauswahl miissen binnen 3 Tagen nach Bekanntgabe der Ent-
scheidung iiber die Stichprobe eingehen.

Der Fragebogen fiir Hersteller im betroffenen Land steht in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimm-
ten Dossier und auf der Website der GD Handel (*) zur Verfiigung.

Der Fragebogen wird auch allen der Kommission bekannten Herstellerverbdnden sowie den Behorden des betroffenen
Landes zur Verfugung gestellt.

Unbeschadet des Artikels 28 der Grundverordnung gelten Unternehmen, die ihrer moglichen Einbeziehung in die Stich-
probe zugestimmt haben, jedoch hierfiir nicht ausgewihlt werden, als mitarbeitend (im Folgenden ,nicht in die Stich-
probe einbezogene mitarbeitende Hersteller”).

(°) Ein Hersteller ist ein Unternehmen im betroffenen Land, das die zu iiberpriifende Ware herstellt, gegebenenfalls auch ein verbundenes
Unternehmen, das an der Herstellung, den Inlandsverkdufen oder der Ausfuhr der zu iiberpriifenden Ware beteiligt ist.

() Ein ausfihrender Hersteller ist ein Unternechmen im betroffenen Land, das die zu iiberpriifende Ware herstellt und in die Union aus-
fuhrt, entweder direkt oder iiber einen Dritten, auch iiber ein verbundenes Unternehmen, das an der Herstellung, den Inlandsverkiu-
fen oder der Ausfuhr der zu tiberpriifenden Ware beteiligt ist.

(®) http://trade.ec.europa.cuftdi/case_details.cfm?id=2394


http://trade.ec.europa.eu/tdi/case_details.cfm?id=2394
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5.3.  Verfahren zur Ermittlung der Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der Schidigung

Damit festgestellt werden kann, ob ein Anhalten oder erneutes Auftreten der Schddigung des Wirtschaftszweigs der
Union wahrscheinlich ist, werden die Unionshersteller der zu iiberpriifenden Ware gebeten, bei der Untersuchung der
Kommission mitzuarbeiten.

5.3.1. Untersuchung der Unionshersteller

Da eine Vielzahl von Unionsherstellern von dieser Auslaufiiberpriifung betroffen ist und da es gilt, die Untersuchung
fristgerecht abzuschlieen, hat die Kommission beschlossen, die Zahl der zu untersuchenden Unionshersteller auf ein
vertretbares Maf$ zu beschrinken, indem sie eine Stichprobe bildet (im Folgenden ,Stichprobenverfahren®). Das Stichpro-
benverfahren wird nach Artikel 27 der Grundverordnung durchgefiihrt.

Die Kommission hat eine vorldufige Stichprobe der Unionshersteller gebildet. Genauere Angaben dazu kénnen interes-
sierte Parteien dem zur Einsichtnahme bestimmten Dossier entnehmen. Die interessierten Parteien werden hiermit aufge-
fordert, zur vorldufigen Stichprobe Stellung zu nehmen. Ferner miissen andere Unionshersteller oder die in ihrem
Namen handelnden Vertreter, die der Auffassung sind, dass bestimmte Griinde fiir die Einbeziehung ihres Unternehmens
in die Stichprobe sprechen, die Kommission binnen 7 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung kontaktie-
ren. Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen alle Stellungnahmen zur vorldufigen Stichprobe binnen 7 Tagen nach
Veroffentlichung dieser Bekanntmachung bei der Kommission eingegangen sein.

Alle der Kommission bekannten Unionshersteller und/oder Verbinde von Unionsherstellern werden von ihr dariiber in
Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen fiir die endgiiltige Stichprobe ausgewahlt wurden.

Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen die Unionshersteller, die fur die Stichprobe ausgewihlt wurden, binnen
30 Tagen nach Bekanntgabe der Entscheidung iiber ihre Einbeziehung in die Stichprobe einen ausgefiillten Fragebogen
iibermitteln.

Der Fragebogen fiir Unionshersteller steht in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier
und auf der Website der GD Handel (°) zur Verfiigung.

5.4.  Verfahren zur Priifung des Unionsinteresses

Sollte sich die Wahrscheinlichkeit eines Anhaltens oder erneuten Auftretens der Subventionierung und der Schidigung
bestdtigen, wird nach Artikel 31 der Grundverordnung gepriift, ob die Aufrechterhaltung der Ausgleichsmafinahmen
nicht etwa dem Interesse der Union zuwiderliefe.

Die Unionshersteller, die Einfithrer und ihre reprisentativen Verbinde, die Verwender und ihre reprisentativen Verbinde,
die Gewerkschaften sowie reprisentative Verbraucherorganisationen werden gebeten, der Kommission Informationen
zum Unionsinteresse zu iibermitteln. Um an der Untersuchung mitarbeiten zu konnen, miissen die représentativen Ver-
braucherorganisationen nachweisen, dass ein objektiver Zusammenhang zwischen ihrer T4tigkeit und der zu iiberpriifen-
den Ware besteht.

Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen die Informationen zur Bewertung des Unionsinteresses binnen 37 Tagen
nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung iibermittelt werden. Diese Angaben konnen entweder in einem frei
gewihlten Format oder in einem von der Kommission erstellten Fragebogen gemacht werden. Die Fragebogen, darunter
auch der Fragenbogen fiir Verwender der zu uiberpriffenden Ware, stehen in dem zur Einsichtnahme durch interessierte
Parteien bestimmten Dossier und auf der Website der GD Handel (**) zur Verfiigung. Nach Artikel 31 der Grundverord-
nung {ibermittelte Informationen werden allerdings nur beriicksichtigt, wenn sie zum Zeitpunkt ihrer Ubermittlung
durch Beweise belegt sind.

(°) http://trade.ec.europa.euftdi/case_details.cfm?id=2394
(") http:/[trade.ec.europa.eu/tdi/case_details.cfm?id=2394


http://trade.ec.europa.eu/tdi/case_details.cfm?id=2394
http://trade.ec.europa.eu/tdi/case_details.cfm?id=2394
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5.4.1. Untersuchung der unabhdngigen Einfiihrer (!) (%)

Die unabhingigen Einfiihrer, die die zu iiberpriifende Ware aus dem betroffenen Land in die Union einfithren, werden
gebeten, bei dieser Untersuchung mitzuarbeiten; dies gilt auch fiir diejenigen, die nicht bei der Untersuchung mitgearbei-
tet haben, die zu den geltenden Manahmen fiihrte.

Da eine Vielzahl unabhingiger Einfithrer von dieser Auslaufiiberpriifung betroffen sein diirfte und da es gilt, die Unter-
suchung fristgerecht abzuschliefen, kann die Kommission die Zahl der zu untersuchenden unabhingigen Einfithrer auf
ein vertretbares Mafd beschrinken, indem sie eine Stichprobe bildet (im Folgenden ,Stichprobenverfahren®). Das Stichpro-
benverfahren wird nach Artikel 27 der Grundverordnung durchgefiihrt.

Damit die Kommission iiber die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stich-
probe bilden kann, werden alle unabhingigen Einfithrer oder die in ihrem Namen handelnden Vertreter hiermit gebeten,
mit der Kommission Kontakt aufzunehmen; dies gilt auch fiir diejenigen, die nicht bei der Untersuchung mitgearbeitet
haben, die zu den jetzt zur Uberpriifung anstehenden Mafnahmen fiihrte. Die Parteien miissen dieser Aufforderung
binnen 7 Tagen nach Veroffentlichung dieser Bekanntmachung nachkommen, indem sie der Kommission die in
Anhang 1I erbetenen Angaben zu ihren Unternehmen iibermitteln.

Ferner kann die Kommission mit den ihr bekannten Einfiihrerverbinden Kontakt aufnehmen, um die Informationen
einzuholen, die sie fir die Auswahl der Stichprobe der unabhingigen Einfiihrer benotigt.

Ist die Bildung einer Stichprobe erforderlich, konnen die Einfithrer auf der Grundlage der groften reprisentativen Ver-
kaufsmenge der zu tiberpriffenden Ware aus dem betroffenen Land in der Union ausgewdhlt werden, die in der zur
Verfugung stehenden Zeit angemessen untersucht werden kann. Alle der Kommission bekannten unabhingigen Einfiih-
rer und Einfithrerverbinde werden von ihr davon in Kenntnis gesetzt, welche Unternehmen fiir die Stichprobe ausge-
wihlt wurden.

Die Kommission nimmt in das zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmte Dossier auch einen Vermerk
zur Stichprobenauswahl auf. Stellungnahmen zur Stichprobenauswahl miissen binnen 3 Tagen nach Bekanntgabe der
Entscheidung iiber die Stichprobe eingehen.

Die Kommission wird den in die Stichprobe einbezogenen unabhingigen Einfiihrern Fragebogen tibermitteln, um die fiir
ihre Untersuchung benétigten Informationen einzuholen. Sofern nichts anderes bestimmt ist, miissen die Parteien bin-
nen 30 Tagen nach Bekanntgabe der Stichprobe einen ausgefiillten Fragebogen iibermitteln.

Der Fragebogen fiir unabhingige Einfiihrer steht in dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dos-
sier und auf der Website der GD Handel (%) zur Verfiigung.

5.5. Interessierte Parteien

Um bei der Untersuchung mitarbeiten zu konnen, miissen interessierte Parteien wie Hersteller im betroffenen Land, Uni-
onshersteller, Einfithrer und ihre reprisentativen Verbiande, Verwender und ihre reprasentativen Verbinde, Gewerkschaf-
ten sowie reprasentative Verbraucherorganisationen zundchst nachweisen, dass ein objektiver Zusammenhang zwischen
ihrer Tatigkeit und der zu tiberpriifenden Ware besteht.

(") Es konnen ausschlielich Einfithrer, die nicht mit ausfithrenden Herstellern verbunden sind, in die Stichprobe einbezogen werden.
Einfithrer, die mit ausfithrenden Herstellern verbunden sind, miissen Anhang I des Fragebogens fiir die betreffenden ausfithrenden
Hersteller ausfiillen. Nach Artikel 127 der Durchfithrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015
mit Einzelheiten zur Umsetzung von Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europdischen Parlaments und des Rates
zur Festlegung des Zollkodex der Union gelten zwei Personen als verbunden, wenn a) sie leitende Angestellte oder Direktoren im
Unternechmen der anderen Person sind, b) sie Teilhaber oder Gesellschafter von Personengesellschaften sind, ¢) sie sich in einem
Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Verhiltnis zueinander befinden, d) eine dritte Person unmittelbar oder mittelbar 5% oder mehr der im
Umlauf befindlichen stimmberechtigten Anteile oder Aktien beider Personen besitzt, kontrolliert oder hilt, e) eine von ihnen
unmittelbar oder mittelbar die andere kontrolliert, f) beide von ihnen unmittelbar oder mittelbar von einer dritten Person kontrolliert
werden, g) sie beide zusammen unmittelbar oder mittelbar eine dritte Person kontrollieren oder h) sie Mitglieder derselben Familie
sind (ABL L 343 vom 29.12.2015, S. 558). Personen werden nur dann als Mitglieder derselben Familie angesehen, wenn sie in einem
der folgenden Verwandtschaftsverhiltnisse zueinander stehen: i) Ehegatten, i) Eltern und Kind, iii) Geschwister (auch
Halbgeschwister), iv) GrofSeltern und Enkel, v) Onkel oder Tante und Neffe oder Nichte, vi) Schwiegereltern und Schwiegersohn oder
Schwiegertochter, vii) Schwéger und Schwiégerinnen. Nach Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europaischen
Parlaments und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Union ist eine ,Person” eine natiirliche Person, eine juristische Person
oder eine Personenvereinigung, die keine juristische Person ist, die jedoch nach Unionsrecht oder nach einzelstaatlichem Recht die
Moglichkeit hat, im Rechtsverkehr wirksam aufzutreten (ABI. L 269 vom 10.10.2013, S. 1).

(") Die von unabhingigen Einfithrern vorgelegten Daten konnen im Rahmen dieser Untersuchung auch zu anderen Zwecken als zur
Ermittlung des Interesses der Union herangezogen werden.

(") http:/[trade.ec.europa.euftdi/case_details.cfm?id=2394
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Hersteller im betroffenen Land, Unionshersteller, Einfithrer und reprisentative Verbinde, die Informationen nach den
Verfahren der Abschnitte 5.2, 5.3 und 5.4 zur Verfiigung gestellt haben, gelten als interessierte Parteien, wenn ein objek-
tiver Zusammenhang zwischen ihrer Tétigkeit und der zu tiberpriifenden Ware besteht.

Andere Parteien konnen erst dann als interessierte Partei an der Untersuchung teilnehmen, wenn sie sich bei der Kom-
mission gemeldet haben, und nur dann, wenn ein objektiver Zusammenhang zwischen ihrer Titigkeit und der zu tiber-
priffenden Ware besteht. Die Einstufung als interessierte Partei gilt unbeschadet der Anwendung des Artikels 28 der
Grundverordnung.

Der Zugang zu dem zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien bestimmten Dossier erfolgt tiber TRON.tdi unter
folgender Adresse: https:/[webgate.ec.europa.eu/tron/TDI. Um Zugang zu erhalten, folgen Sie bitte den Anweisungen auf
dieser Seite.

5.6.  Andere schriftliche Beitrige

Vorbehaltlich der Bestimmungen dieser Bekanntmachung werden alle interessierten Parteien hiermit gebeten, ihren
Standpunkt unter Vorlage von Informationen und sachdienlichen Nachweisen darzulegen. Sofern nichts anderes
bestimmt ist, miissen diese Informationen und sachdienlichen Nachweise binnen 37 Tagen nach Veroffentlichung dieser
Bekanntmachung bei der Kommission eingehen.

Stellungnahmen der interessierten Parteien zur Warendefinition sind binnen 10 Tagen nach Veroffentlichung der
Bekanntmachung zu iibermitteln.

5.7.  Maoglichkeit der Anhorung durch die untersuchenden Kommissionsdienststellen

Jede interessierte Partei kann eine Anhorung durch die untersuchenden Kommissionsdienststellen beantragen. Der ent-
sprechende Antrag ist schriftlich zu stellen und zu begriinden; er muss ferner eine Zusammenfassung der Punkte enthal-
ten, die die interessierte Partei wahrend der Anhorung erdrtern mochte. Die Anhorung ist auf die von den interessierten
Parteien im Voraus schriftlich dargelegten Punkte beschrankt.

Grundsitzlich konnen die Anhorungen nicht zur Darlegung von Sachinformationen genutzt werden, die noch nicht im
Dossier enthalten sind. Im Interesse einer guten Verwaltung und um die Kommissionsdienststellen in die Lage zu verset-
zen, bei der Untersuchung voranzukommen, konnen die interessierten Parteien nach einer Anhoérung jedoch aufgefor-
dert werden, neue Sachinformationen vorzulegen.

5.8.  Schriftliche Beitrige, Ubermittlung ausgefiillter Fragebogen und Schriftwechsel

Angaben, die der Kommission zum Zwecke von Handelsschutzuntersuchungen vorgelegt werden, miissen frei von Urhe-
berrechten sein. Bevor interessierte Parteien der Kommission Angaben und/oder Daten vorlegen, fiir die Urheberrechte
Dritter gelten, miissen sie vom Urheberrechtsinhaber eine Sondergenehmigung einholen, die es der Kommission aus-
driicklich gestattet, a) die Angaben und Daten fiir die Zwecke dieses Handelsschutzverfahrens zu verwenden und b) den
an dieser Untersuchung interessierten Parteien die Angaben und/oder Daten so vorzulegen, dass sie ihre Verteidigungs-
rechte wahrnehmen konnen.

Alle von interessierten Parteien iibermittelten schriftlichen Beitrdge, die vertraulich behandelt werden sollen, miissen den
Vermerk ,Limited“ (zur eingeschrinkten Verwendung) (') tragen; dies gilt auch fiir entsprechende mit dieser Bekanntma-
chung angeforderte Informationen, ausgefiillte Fragebogen und sonstige Schreiben. Parteien, die im Laufe der Untersu-
chung Informationen vorlegen, werden gebeten, ihren Antrag auf vertrauliche Behandlung zu begriinden.

Interessierte Parteien, die Informationen mit dem Vermerk ,Limited iibermitteln, miissen nach Artikel 29 Absatz 2 der
Grundverordnung eine nichtvertrauliche Zusammenfassung vorlegen, die den Vermerk ,For inspection by interested par-
ties“ (zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien) trigt. Diese Zusammenfassung muss so ausfihrlich sein, dass sie
ein angemessenes Verstindnis des wesentlichen Inhalts der vertraulichen Informationen ermdglicht. Kann eine Partei, die
vertrauliche Informationen vorlegt, ihren Antrag auf vertrauliche Behandlung nicht triftig begriinden oder legt sie keine
nichtvertrauliche Zusammenfassung der Informationen im vorgeschriebenen Format und in der vorgeschriebenen Quali-
tit vor, so kann die Kommission solche Informationen unberiicksichtigt lassen, sofern nicht anhand geeigneter Quellen
in zufriedenstellender Weise nachgewiesen wird, dass die Informationen richtig sind.

(") Eine Unterlage mit dem Vermerk ,Limited” gilt als vertraulich im Sinne des Artikels 29 der Verordnung (EU) 2016/1037 des Europdi-
schen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 (ABL L 176 vom 30.6.2016, S. 55) und des Artikels 12.4 des WTO-Ubereinkom-
mens iiber Subventionen und Ausgleichsmafnahmen (SCM-Ubereinkommen). Sie ist ferner nach Artikel 4 der Verordnung (EG)
Nr. 1049/2001 des Europaischen Parlaments und des Rates (ABL. L 145 vom 31.5.2001, S. 43) geschiitzt.
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Interessierte Parteien werden gebeten, alle Beitrdge und Antrdge, darunter auch gescannte Vollmachten und Bescheini-
gungen, iiber TRON.tdi (https:/[webgate.ec.europa.eu/tron/TDI) zu iibermitteln; ausgenommen sind umfangreiche Ant-
worten; diese sind auf CD-ROM oder DVD zu speichern und personlich abzugeben oder per Einschreiben zu iibermit-
teln. Mit der Verwendung von TRON.tdi oder E-Mail erkliren sich die interessierten Parteien mit den Regeln fiir die
elektronische Ubermittlung von Unterlagen im Leitfaden zum ,Schriftwechsel mit der Europdischen Kommission bei
Handelsschutzuntersuchungen® (,CORRESPONDENCE WITH THE EUROPEAN COMMISSION IN TRADE DEFENCE
CASES“) einverstanden, der auf der Website der Generaldirektion Handel veroffentlicht ist: http://trade.ec.europa.eu/
doclib/docs/2014/juneftradoc_152566.pdf. Die interessierten Parteien miissen ihren Namen sowie ihre Anschrift, Tele-
fonnummer und eine giiltige E-Mail-Adresse angeben und sollten sicherstellen, dass die genannte E-Mail-Adresse zu einer
aktiven offiziellen Mailbox fithrt, die tdglich eingesehen wird. Hat die Kommission die Kontaktdaten erhalten, so kom-
muniziert sie ausschlieflich iiber TRON.tdi oder per E-Mail mit den interessierten Parteien, es sei denn, diese wiinschen
ausdriicklich, alle Unterlagen von der Kommission auf einem anderen Kommunikationsweg zu erhalten, oder die Art der
Unterlage macht den Versand per Einschreiben erforderlich. Weitere Regeln und Informationen beziiglich des Schriftver-
kehrs mit der Kommission, einschlielich der Leitlinien fiir Ubermittlungen iiber TRON.tdi oder per E-Mail, kénnen dem
genannten Leitfaden fiir interessierte Parteien entnommen werden.

Anschrift der Kommission:

Europiische Kommission
Generaldirektion Handel
Direktion H

Biiro CHAR 04/039
1040 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIE

TRON.tdi: https://webgate.ec.europa.eu/tron/tdi
E-Mail-Adressen: TRADE-SOLARGLASS-INJURY@ec.europa.eu und
TRADE-SOLARGLASS-DUMPING-SUBSIDY @ec.europa.eu

6. Zeitplan fiir die Untersuchung

Nach Artikel 22 Absatz 1 der Grundverordnung wird die Untersuchung binnen 15 Monaten nach Veréffentlichung die-
ser Bekanntmachung im Amitsblatt der Europdischen Union abgeschlossen.

7. Vorlage von Informationen

In der Regel konnen interessierte Parteien nur innerhalb der in Abschnitt 5 dieser Bekanntmachung angegebenen Fristen
Informationen vorlegen.

Um die Untersuchung innerhalb der vorgeschriebenen Fristen abschlieRen zu kénnen, nimmt die Kommission nach
Ablauf der Frist fir Stellungnahmen zur endgiiltigen Unterrichtung bzw. gegebenenfalls nach Ablauf der Frist fur Stel-
lungnahmen zu einer weiteren Unterrichtung iiber die endgiiltigen Feststellungen keine Beitrdge der interessieren Par-
teien mehr an.

8. Maoglichkeit, zu den Beitrigen anderer Parteien Stellung zu nehmen

Zur Wahrung der Verteidigungsrechte sollten die interessierten Parteien die Mdglichkeit haben, sich zu den von anderen
interessierten Parteien vorgelegten Informationen zu dufern. Dabei diirfen die interessierten Parteien nur auf die in den
Beitrdgen der anderen interessierten Parteien vorgebrachten Punkte eingehen und keine neuen Punkte ansprechen.

Stellungnahmen zu Informationen, die von anderen interessierten Parteien auf die Unterrichtung iiber die endgiiltigen
Feststellungen hin vorgelegt wurden, sollten, sofern nichts anderes bestimmt ist, binnen 5 Tagen nach Ablauf der Frist
fur Stellungnahmen zu den endgiiltigen Feststellungen abgegeben werden. Im Falle einer weiteren Unterrichtung iiber die
endgiiltigen Feststellungen sollten Stellungnahmen zu Informationen, die von anderen interessierten Parteien auf diese
weitere Unterrichtung hin vorgelegt wurden, spitestens am Tag nach Ablauf der Frist fir Stellungnahmen zu dieser wei-
teren Unterrichtung abgegeben werden, sofern nichts anderes bestimmt ist.

Der genannte Zeitrahmen beriihrt nicht das Recht der Kommission, in hinreichend begriindeten Fillen zusitzliche Infor-
mationen von den interessierten Parteien anzufordern.

9. Verlingerung der in dieser Bekanntmachung vorgesehenen Fristen

Eine Verlingerung der in dieser Bekanntmachung vorgesehenen Fristen kann nur in Ausnahmefillen beantragt werden
und wird nur gewihrt, wenn dies hinreichend begriindet ist.
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Fristverlingerungen fiir die Beantwortung der Fragebogen konnen in hinreichend begriindeten Fillen gewdhrt werden
und sind in der Regel auf 3 zusitzliche Tage begrenzt. Grundsitzlich werden hochstens 7 Tage gewiéhrt. In Bezug auf die
Fristen fiir die Vorlage anderer Informationen nach dieser Bekanntmachung sind Verlingerungen auf 3 Tage begrenzt,
sofern nicht nachgewiesen wird, dass auffergewohnliche Umstinde vorliegen.

10. Mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit

Verweigern interessierte Parteien den Zugang zu den erforderlichen Informationen oder erteilen sie diese nicht fristge-
recht oder behindern sie die Untersuchung erheblich, so konnen nach Artikel 28 der Grundverordnung positive oder
negative Feststellungen auf der Grundlage der verfugbaren Informationen getroffen werden.

Wird festgestellt, dass eine interessierte Partei unwahre oder irrefithrende Informationen vorgelegt hat, so kénnen diese
Informationen unberiicksichtigt bleiben; stattdessen konnen die verfiigbaren Informationen zugrunde gelegt werden.

Arbeitet eine interessierte Partei nicht oder nur eingeschrinkt mit und stiitzen sich die Feststellungen daher nach
Artikel 28 der Grundverordnung auf die verfiigbaren Informationen, so kann dies zu einem Ergebnis fithren, das fir
diese Partei ungiinstiger ist, als wenn sie mitgearbeitet hitte.

Werden die Antworten nicht elektronisch ibermittelt, so gilt dies nicht als mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit, sofern
die interessierte Partei darlegt, dass die Ubermittlung der Antwort in der gewiinschten Form die interessierte Partei iiber
Gebiihr zusitzlich belasten wiirde oder mit unangemessenen zusitzlichen Kosten verbunden wire. Die interessierte Par-
tei sollte unverziiglich mit der Kommission Kontakt aufnehmen.

11.  Anhérungsbeauftragter

Interessierte Parteien konnen sich an den Anhorungsbeauftragten fiir Handelsverfahren wenden. Er befasst sich mit
Antragen auf Zugang zum Dossier, Streitigkeiten tiber die Vertraulichkeit von Unterlagen, Antrigen auf Fristverlinge-
rung und sonstigen Antrigen in Bezug auf die Verteidigungsrechte der interessierten Parteien oder von Dritten, die sich
wiahrend des Verfahrens ergeben.

Der Anhorungsbeauftragte kann Anhoérungen ansetzen und als Vermittler zwischen interessierten Parteien und den
Dienststellen der Kommission titig werden, um zu gewihrleisten, dass die interessierten Parteien ihre Verteidigungs-
rechte umfassend wahrnehmen konnen. Eine Anhérung durch den Anhorungsbeauftragten ist schriftlich zu beantragen
und zu begriinden. Der Anhorungsbeauftragte priift die Griinde, aus denen der jeweilige Antrag gestellt wird. Solche
Anhorungen sollten nur stattfinden, wenn die Fragen nicht zeitnah mit den Dienststellen der Kommission gekldrt
wurden.

Alle Antrige sind frithzeitig zu stellen, um die geordnete Abwicklung des Verfahrens nicht zu gefihrden. Zu diesem
Zweck sollten interessierte Parteien den Anhdrungsbeauftragten zum frithestmoglichen Zeitpunkt nach Eintritt des Ereig-
nisses, das ein Titigwerden seinerseits rechtfertigt, um eine Anhoérung ersuchen. Bei nicht fristgerecht eingereichten
Antragen auf Anhorung priift der Anhorungsbeauftragte auch die Griinde fiir die Verspatung, die Art der aufgeworfenen
Probleme und die Auswirkungen dieser Probleme auf die Verteidigungsrechte, wobei den Interessen einer guten Verwal-
tung und dem fristgerechten Abschluss der Untersuchung gebithrend Rechnung getragen wird.

Weiterfiihrende Informationen und Kontaktdaten konnen interessierte Parteien den Webseiten des Anhorungsbeauftrag-
ten im Internet-Auftritt der Generaldirektion Handel entnehmen: http://ec.europa.eu/trade/trade-policy-and-you/contacts/
hearing-officer|

12.  Maglichkeit der Beantragung einer Uberpriifung nach Artikel 19 der Grundverordnung

Bei dieser Auslaufiiberpriifung handelt es sich um eine Uberpriifung nach Artikel 18 der Grundverordnung; deshalb
werden die Untersuchungsergebnisse nicht etwa zu einer Anderung der geltenden Mafinahmen fiihren, sondern nach
Artikel 22 Absatz 3 der Grundverordnung entweder zur Authebung oder zur Aufrechterhaltung jener Maffnahmen.

Ist nach Auffassung einer interessierten Partei zu {iberpriifen, ob die Mafnahmen gedndert werden sollten, so kann die
Partei eine Uberpriifung nach Artikel 19 der Grundverordnung beantragen.

Parteien, die eine solche, von der in dieser Bekanntmachung genannten Auslaufiiberpriifung getrennt durchzufithrende
Uberpriifung beantragen mochten, konnen unter der angegebenen Anschrift Kontakt mit der Kommission aufnehmen.
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13.  Verarbeitung personenbezogener Daten

Alle im Rahmen dieser Untersuchung erhobenen personenbezogenen Daten werden nach der Verordnung (EU)
2018/1725 des Europdischen Parlaments und des Rates (*°) verarbeitet.

Ein Vermerk zum Datenschutz, mit dem alle natiirlichen Personen iiber die Verarbeitung personenbezogener Daten im
Rahmen der handelspolitischen Schutzmalnahmen der Kommission unterrichtet werden, ist auf der Website der GD
Handel abrufbar: http://trade.ec.europa.eu/doclib/html/157639.htm

(") Verordnung (EU) 2018/1725 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum Schutz natiirlicher Personen
bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien Daten-
verkehr und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABL. L 295 vom 21.11.2018,
S. 39).
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ANHANG I

[0  Limited version (') (zur eingeschrankten
Verwendung)

[ Version for inspection by interested parties (zur
Einsichtnahme durch interessierte Parteien)

(Zutreffendes bitte ankreuzen)

ANTISUBVENTIONSVERFAHREN BETREFFEND DIE EINFUHREN VON SOLARGLAS MIT URSPRUNG IN DER
VOLKSREPUBLIK CHINA

INFORMATIONEN FUR DIE AUSWAHL DER STICHPROBE DER HERSTELLER IN DER VOLKSREPUBLIK CHINA

Dieses Formular soll Herstellern in der Volksrepublik China dabei helfen, die unter Abschnitt 5.2.1 der Einleitungsbekanntma-
chung angeforderten Informationen zur Stichprobenauswahl bereitzustellen.

Beide Fassungen, die ,Limited version“ (zur eingeschrankten Verwendung) und die ,Version for inspection by interested par-
ties” (zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien), sollten nach MaBgabe der Angaben in der Einleitungsbekanntmachung
an die Kommission zurlickgesandt werden.

1. NAME UND KONTAKTDATEN

Machen Sie bitte folgende Angaben zu lhrem Unternehmen:

Name des Unternehmens

Anschrift

Kontaktperson

E-Mail-Adresse

Telefon

Website

2. UMSATZ, VERKAUFSMENGE, PRODUKTION UND PRODUKTIONSKAPAZITAT

Bitte geben Sie den Umsatz (in lhrer Buchfilhrungswahrung) an, den lhr Unternehmen im Untersuchungszeitraum der Uber-
prifung (1. Januar 2018 bis 31. Dezember 2018) mit der zu Uberprifenden Ware im Sinne der Einleitungsbekanntmachung
erzielt hat (Ausfuhrverkaufe in die Union, und zwar getrennt fur jeden der 28 Mitgliedstaaten (?) und als Gesamtwert, sowie
Inlandsverkaufe), ferner die entsprechende Flache. Geben Sie bitte die verwendete Wahrung an.

Tabelle |

Umsatz, Verkaufsmenge

Wert (in
Buchflihrungswahrung)
Bitte die verwendete Wéh-
rung angeben

Flache (in m2)

Ausfuhrverkaufe der von lhrem Unternehmen herge- | Insgesamt:
stellten zu Uberprifenden Ware in die Union —— -
(getrennt fiir jeden der 28 Mitgliedstaaten und als | Mitgliedstaaten bitte
Gesamtwert) einzeln angeben ('):

(") Diese Unterlage ist nur flr den internen Gebrauch bestimmt. Sie ist nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Européischen Par-
laments und des Rates (ABI. L 145 vom 31.5.2001, S. 43) geschiitzt. Nach Artikel 29 der Verordnung (EU) 2016/1037 des Européischen Parla-
ments und des Rates vom 8. Juni 2016 (ABI. L 176 vom 30.6.2016, S. 55) und Artikel 12.4 des WTO-Ubereinkommens Uber Subventionen und
AusgleichsmaBnahmen (SCM-Ubereinkommen) wird sie vertraulich behandelt.

(®) Die 28 Mitgliedstaaten der Europaischen Union sind: Belgien, Bulgarien, die Tschechische Republik, Danemark, Deutschland, Estland, Irland,
Griechenland, Spanien, Frankreich, Kroatien, ltalien, Zypern, Lettland, Litauen, Luxemburg, Ungarn, Malta, die Niederlande, Osterreich, Polen,
Portugal, Ruméanien, Slowenien, die Slowakei, Finnland, Schweden und das Vereinigte Kénigreich.
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Wert (in
Fldche (in m?) Buchflihrungswahrung)
ache (in m:
Bitte die verwendete Wah-
rung angeben

Ausfuhrverkaufe der von Ihrem Unternehmen herge- | Insgesamt:

stellten zu Uberprifenden Ware in die ubrigen Lan- —— -
der der Welt Nennen Sie bitte die

5 gréBten Einfuhrlan-
der und geben Sie
die jeweiligen Men-
gen und Werte an (')

Inlandsverkaufe der von lhrem Unternehmen herge-
stellten zu Uberprifenden Ware

(') Bitte bei Bedarf zusétzliche Zeilen einfligen.

Tabelle Il

Produktion und Produktionskapazitat im Untersuchungszeitraum der Uberpriifung (1. Januar 2018-31. Dezember
2018)

Flache (in m2)

Gesamtproduktion Ihres Unternehmens in Bezug auf die zu Uberprifende
Ware

Produktionskapazitat lhres Unternehmens in Bezug auf die zu Gberprifende
Ware

3. GESCHAFTSTATIGKEITEN IHRES UNTERNEHMENS UND DER VERBUNDENEN UNTERNEHMEN (°)

Bitte machen Sie Angaben zu den genauen Geschaftstatigkeiten des Unternehmens und aller verbundenen Unternehmen
(bitte auflisten und Art der Verbindung mit lhrem Unternehmen angeben), die an Herstellung und/oder Verkauf (im Inland und/
oder zur Ausfuhr) der zu Uberprifenden Ware beteiligt sind. Zu diesen Tatigkeiten kdnnten unter anderem der Einkauf der zu
Uberprifenden Ware oder ihre Herstellung im Rahmen von Unterauftragsvereinbarungen, die Verarbeitung der zu tberprifen-
den Ware oder der Handel mit ihr gehoren.

Bitte geben Sie ferner alle verbundenen Unternehmen an, die an Herstellung und/oder Verkauf der fur die Herstellung der zu
Uberprifenden Ware eingesetzten Inputs beteiligt sind.

Name und Standort des Unternehmens Geschaftstatigkeiten Art der Verbindung

4. SONSTIGE ANGABEN

Bitte legen Sie der Kommission den Geschaftsbericht und/oder den Jahresabschluss des Unternehmens fur 2018 vor (vor-
zugsweise auf Englisch).

Machen Sie bitte sonstige sachdienliche Angaben, die der Kommission aus der Sicht lhres Unternehmens bei der Stichpro-
benbildung von Nutzen sein kdnnten.

(®) Nach Artikel 127 der Durchfihrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Union gelten
zwei Personen als verbunden, wenn a) sie leitende Angestellte oder Direktoren im Unternehmen der anderen Person sind, b) sie Teilhaber oder
Gesellschafter von Personengesellschaften sind, c) sie sich in einem Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Verhéltnis zueinander befinden, d) eine dritte
Person unmittelbar oder mittelbar 5 % oder mehr der im Umlauf befindlichen stimmberechtigten Anteile oder Aktien beider Personen besitzt,
kontrolliert oder halt, e) eine von ihnen unmittelbar oder mittelbar die andere kontrolliert, f) beide von ihnen unmittelbar oder mittelbar von einer
dritten Person kontrolliert werden, g) sie beide zusammen unmittelbar oder mittelbar eine dritte Person kontrollieren oder h) sie Mitglieder
derselben Familie sind (ABI. L 343 vom 29.12.2015, S. 558). Personen werden nur dann als Mitglieder derselben Familie angesehen, wenn sie
in einem der folgenden Verwandtschaftsverhalinisse zueinander stehen: i) Ehegatten, ii) Eltern und Kind, iii) Geschwister (auch
Halbgeschwister), iv) GroBeltern und Enkel, v) Onkel oder Tante und Neffe oder Nichte, vi) Schwiegereltern und Schwiegersohn oder
Schwiegertochter, vii) Schwager und Schwagerinnen. Nach Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Européischen Parlaments
und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Union ist eine ,Person* eine natlrliche Person, eine juristische Person oder eine
Personenvereinigung, die keine juristische Person ist, die jedoch nach Unionsrecht oder nach einzelstaatlichem Recht die Moglichkeit hat, im
Rechtsverkehr wirksam aufzutreten (ABI. L 269 vom 10.10.2013, S. 1).
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5. ERKLARUNG

Mit der Ubermittlung der genannten Angaben erklart sich das Unternehmen mit seiner etwaigen Einbeziehung in die Stich-
probe einverstanden. Wird das Unternehmen in die Stichprobe einbezogen, muss es einen Fragebogen ausflllen und einem
Besuch in seinen Betriebsstatten zustimmen, welcher der Uberprifung seiner Angaben dient. Erklart sich ein Unternehmen
nicht mit seiner Einbeziehung in die Stichprobe einverstanden, wird es bei dieser Untersuchung als nicht mitarbeitendes
Unternehmen geflihrt. Die Kommission trifft die Feststellungen in Bezug auf nicht mitarbeitende Hersteller auf der Grundlage
der verfugbaren Informationen; dies kann zu einem Ergebnis fuhren, das flir das betreffende Unternehmen ungunstiger ist, als
wenn es mitgearbeitet hatte.

Unterschrift des/der Bevollmachtigten:
Name und Funktion des/der Bevoliméachtigten:

Datum:
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ANHANG II

[0  Limited version (') (zur eingeschrankten
Verwendung)

[ Version for inspection by interested parties (zur
Einsichtnahme durch interessierte Parteien)

(Zutreffendes bitte ankreuzen)

ANTISUBVENTIONSVERFAHREN BETREFFEND DIE EINFUHREN VON SOLARGLAS MIT URSPRUNG IN DER
VOLKSREPUBLIK CHINA

INFORMATIONEN FUR DIE AUSWAHL DER STICHPROBE DER UNABHANGIGEN EINFUHRER

Dieses Formular soll unabhangigen Einflhrern dabei helfen, die unter Abschnitt 5.4.1 der Einleitungsbekanntmachung ange-
forderten Informationen zur Stichprobenauswahl bereitzustellen.

Beide Fassungen, die ,Limited version“ (zur eingeschrankten Verwendung) und die ,Version for inspection by interested par-
ties” (zur Einsichtnahme durch interessierte Parteien), sollten nach MaBgabe der Angaben in der Einleitungsbekanntmachung
an die Kommission zurlickgesandt werden.

1. NAME UND KONTAKTDATEN

Machen Sie bitte folgende Angaben zu lhrem Unternehmen:

Name des Unternehmens

Anschrift

Kontaktperson

E-Mail-Adresse

Telefon

Website

2. UMSATZ UND VERKAUFSMENGE

Fullen Sie bitte nachstehende Tabelle aus, indem Sie fiir den Untersuchungszeitraum der Uberpriifung (1. Januar 2018 bis
31. Dezember 2018) Folgendes angeben: den Gesamtumsatz des Unternehmens in EUR und — in Bezug auf die zu lber-
prifende Ware — den Umsatz mit den Einfuhren in die Union (?) und den Weiterverkdufen auf dem Unionsmarkt nach der
Einfuhr aus der Volksrepublik China sowie die entsprechende Flache.

Flache (in m2) Wert in Euro (EUR)

Gesamtumsatz Ihres Unternehmens (in EUR)

Einfuhren der zu lberprifenden Ware in die Union

Weiterverkaufe der zu uberprifenden Ware auf dem Unions-
markt nach der Einfuhr aus der Volksrepublik China

(") Diese Unterlage ist nur flr den internen Gebrauch bestimmt. Sie ist nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1049/2001 des Européischen Par-
laments und des Rates (ABI. L 145 vom 31.5.2001, S. 43) geschiitzt. Nach Artikel 29 der Verordnung (EU) 2016/1037 des Européischen Parla-
ments und des Rates vom 8. Juni 2016 (ABI. L 176 vom 30.6.2016, S. 55) und Artikel 12.4 des WTO-Ubereinkommens Uber Subventionen und
AusgleichsmaBnahmen (SCM-Ubereinkommen) wird sie vertraulich behandelt.

(®) Die 28 Mitgliedstaaten der Europaischen Union sind: Belgien, Bulgarien, die Tschechische Republik, Danemark, Deutschland, Estland, Irland,
Griechenland, Spanien, Frankreich, Kroatien, ltalien, Zypern, Lettland, Litauen, Luxemburg, Ungarn, Malta, die Niederlande, Osterreich, Polen,
Portugal, Ruméanien, Slowenien, die Slowakei, Finnland, Schweden und das Vereinigte Kénigreich.
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3. GESCHAFTSTATIGKEITEN IHRES UNTERNEHMENS UND DER VERBUNDENEN UNTERNEHMEN (°)

Bitte machen Sie Angaben zu den genauen Geschaftstatigkeiten des Unternehmens und aller verbundenen Unternehmen
(bitte auflisten und Art der Verbindung mit lhrem Unternehmen angeben), die an Herstellung und/oder Verkauf (im Inland und/
oder zur Ausfuhr) der zu Uberprifenden Ware beteiligt sind. Zu diesen Tatigkeiten kdnnten unter anderem der Einkauf der zu
Uberprifenden Ware oder ihre Herstellung im Rahmen von Unterauftragsvereinbarungen, die Verarbeitung der zu Uberprifen-
den Ware oder der Handel mit ihr gehoren.

Name und Standort des Unternehmens Geschaftstatigkeiten Art der Verbindung

4. SONSTIGE ANGABEN

Machen Sie bitte sonstige sachdienliche Angaben, die der Kommission aus der Sicht lhres Unternehmens bei der Stichpro-
benbildung von Nutzen sein kdnnten.

5. ERKLARUNG

Mit der Ubermittlung der genannten Angaben erklért sich das Unternehmen mit seiner etwaigen Einbeziehung in die Stich-
probe einverstanden. Wird das Unternehmen in die Stichprobe einbezogen, muss es einen Fragebogen ausflillen und einem
Besuch in seinen Betriebsstatten zustimmen, welcher der Uberprifung seiner Angaben dient. Erklart sich ein Unternehmen
nicht mit seiner Einbeziehung in die Stichprobe einverstanden, wird es bei dieser Untersuchung als nicht mitarbeitendes
Unternehmen geflihrt. Die Kommission trifft die Feststellungen in Bezug auf nicht mitarbeitende Einflhrer auf der Grundlage
der verfugbaren Informationen; dies kann zu einem Ergebnis flhren, das flr das betreffende Unternehmen ungunstiger ist, als
wenn es mitgearbeitet hatte.

Unterschrift des/der Bevollmachtigten:
Name und Funktion des/der Bevoliméachtigten:

Datum:

(®) Nach Artikel 127 der Durchfihrungsverordnung (EU) 2015/2447 der Kommission vom 24. November 2015 mit Einzelheiten zur Umsetzung von
Bestimmungen der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Europaischen Parlaments und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Union gelten
zwei Personen als verbunden, wenn a) sie leitende Angestellte oder Direktoren im Unternehmen der anderen Person sind, b) sie Teilhaber oder
Gesellschafter von Personengesellschaften sind, c) sie sich in einem Arbeitgeber-Arbeitnehmer-Verhéltnis zueinander befinden, d) eine dritte
Person unmittelbar oder mittelbar 5 % oder mehr der im Umlauf befindlichen stimmberechtigten Anteile oder Aktien beider Personen besitzt,
kontrolliert oder halt, e) eine von ihnen unmittelbar oder mittelbar die andere kontrolliert, f) beide von ihnen unmittelbar oder mittelbar von einer
dritten Person kontrolliert werden, g) sie beide zusammen unmittelbar oder mittelbar eine dritte Person kontrollieren oder h) sie Mitglieder
derselben Familie sind (ABI. L 343 vom 29.12.2015, S. 558). Personen werden nur dann als Mitglieder derselben Familie angesehen, wenn sie
in einem der folgenden Verwandtschaftsverhalinisse zueinander stehen: i) Ehegatten, ii) Eltern und Kind, iii) Geschwister (auch
Halbgeschwister), iv) GroBeltern und Enkel, v) Onkel oder Tante und Neffe oder Nichte, vi) Schwiegereltern und Schwiegersohn oder
Schwiegertochter, vii) Schwager und Schwagerinnen. Nach Artikel 5 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 952/2013 des Européischen Parlaments
und des Rates zur Festlegung des Zollkodex der Union ist eine ,Person* eine natlrliche Person, eine juristische Person oder eine
Personenvereinigung, die keine juristische Person ist, die jedoch nach Unionsrecht oder nach einzelstaatlichem Recht die Moglichkeit hat, im
Rechtsverkehr wirksam aufzutreten (ABI. L 269 vom 10.10.2013, S. 1).
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VERFAHREN BEZUGLICH DER DURCHFUHRUNG DER
WETTBEWERBSPOLITIK

EUROPAISCHE KOMMISSION

Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses
(Sache M.9380 — Baloise/Fidea)
Fiir das vereinfachte Verfahren infrage kommender Fall
(Text von Bedeutung fiir den EWR)
(2019/C 165/08)

1. Am 6. Mai 2019 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004
des Rates (') bei der Kommission eingegangen.

Diese Anmeldung betrifft folgende Unternehmen:
— Baloise (Luxembourg) Holding S.A. (Luxemburg), kontrolliert von der Baloise Holding AG (,Baloise”, Schweiz);
— Fidea NV (,Fidea®, Belgien), letztlich kontrolliert von Anbang Insurance Group Company Limited (China).

Baloise tibernimmt im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b der Fusionskontrollverordnung die Kontrolle iiber die
Gesamtheit von Fidea.

Der Zusammenschluss erfolgt durch Erwerb von Anteilen.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschiftsbereichen titig:

— Baloise bietet Praventions-, Vorsorge-, Assistance- und Versicherungslosungen in Europa an.
— Fidea bietet Lebens- und Nichtlebensversicherungsprodukte iiberwiegend in Belgien an.

3. Die Kommission hat nach vorldufiger Priifung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschift unter die Fusions-
kontrollverordnung fallen konnte. Die endgiiltige Entscheidung zu diesem Punkt behalt sie sich vor.

Dieser Fall kommt fiir das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission iiber ein vereinfachtes
Verfahren fiir bestimmte Zusammenschliisse gemaf$ der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (%) infrage.

4. Alle betroffenen Dritten konnen bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen miissen bei der Kommission spitestens 10 Tage nach dieser Verdffentlichung eingehen. Dabei ist
stets folgendes Aktenzeichen anzugeben:

M.9380 — Baloise/Fidea

(') ABL L 24 vom 29.1.2004, S. 1 (,Fusionskontrollverordnung®).
(* ABL C 366 vom 14.12.2013, S. 5.



14.5.2019 Amtsblatt der Europdischen Union C165/37

Die Stellungnahmen konnen der Kommission per E-Mail, Fax oder Post tibermittelt werden, wobei folgende Kontaktan-
gaben zu verwenden sind:

E-Mail: COMP-MERGER-REGISTRY @ec.europa.cu
Fax +32 22964301

Postanschrift:

Europdische Kommission

Generaldirektion Wettbewerb

Registratur Fusionskontrolle

1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIE


mailto:COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses
(Sache M.9355 — VW Group/Intel/Allied Holdings[JV)
Fiir das vereinfachte Verfahren infrage kommender Fall

(Text von Bedeutung fiir den EWR)
(2019/C 165/09)

1. Am 3. Mai 2019 ist die Anmeldung eines Zusammenschlusses nach Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 139/2004
des Rates (') bei der Kommission eingegangen.

Diese Anmeldung betrifft folgende Unternehmen:

— Volkswagen Finance Luxembourg S.A. (,VWFL®, Luxemburg), kontrolliert von der Volkswagen AG (Deutschland) und
Teil des Volkswagen-Konzerns (,VW-Konzern®, Deutschland),

— Mobileye Vision Technologies Ltd. (,Mobileye, Israel), kontrolliert von Intel Corporation (,Intel*, USA),

— Champion Motors Ltd. (,Champion Motors®, Israel), kontrolliert von Allied Holdings Ltd. (,Allied Holdings®, Israel),
und

— das Gemeinschaftsunternehmen (,JV*, Israel).

Der VW-Konzern, Intel und Allied Holdings iibernehmen im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 4
der Fusionskontrollverordnung die gemeinsame Kontrolle iiber das JV. Der Zusammenschluss erfolgt durch Erwerb von
Anteilen an einem neu gegriindeten Gemeinschaftsunternehmen.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschiftsbereichen titig:

— VWEFL: Investmentgesellschaft und hundertprozentige Tochtergesellschaft der Volkswagen AG; weltweit in der Ent-
wicklung, Herstellung, Vermarktung und im Vertrieb von Personenkraftwagen, leichten Nutzfahrzeugen, Lastkraftwa-
gen, Stadt- und Reisebussen, Fahrgestellen fiir Busse, Dieselmotoren, Motorradern und entsprechenden Ersatz- und
Zubehorteilen sowie in der Bereitstellung damit verbundener Finanz- und Versicherungsdienstleistungen sowie Mobi-
litdts- und Konnektivitatslosungen tatig,

— Mobileye: Tochtergesellschaft von Intel, einem fiihrenden Hersteller von Halbleiterchips; in der Entwicklung von
Computervision und maschinellem Lernen, Lokalisierung und Kartierung fiir fortgeschrittene Fahrerassistenzsysteme
und autonomes Fahren titig,

— Champion Motors: Tochtergesellschaft von Allied Holding, einer israelischen Investmentholdinggesellschaft; im
Direktimport und Vertrieb der Marken Volkswagen, Skoda, Audi und Seat in Israel titig,

— das JV: neu gegriindetes Gemeinschaftsunternehmen, das in Israel nach dem Ansatz ,Mobility-as-a-Service* (Mobilitit
als Dienstleistung, Maa$) agieren und konkret Fahrdienste mittels einer Flotte selbstfahrender Elektrofahrzeuge anbie-
ten wird.

3. Die Kommission hat nach vorldufiger Priifung festgestellt, dass das angemeldete Rechtsgeschift unter die Fusions-
kontrollverordnung fallen konnte. Die endgiiltige Entscheidung zu diesem Punkt behalt sie sich vor.

Dieser Fall kommt fiir das vereinfachte Verfahren im Sinne der Bekanntmachung der Kommission iiber ein vereinfachtes
Verfahren fiir bestimmte Zusammenschliisse gemdf$ der Verordnung (EG) Nr. 139/2004 des Rates (%) infrage.

4. Alle betroffenen Dritten konnen bei der Kommission zu diesem Vorhaben Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen miissen bei der Kommission spitestens 10 Tage nach dieser Verdffentlichung eingehen. Dabei ist
stets folgendes Aktenzeichen anzugeben:

M.9355 — VW Group/Intel/Allied Holdings/JV

(') ABL L 24 vom 29.1.2004, S. 1 (,Fusionskontrollverordnung®).
(* ABL C 366 vom 14.12.2013, S. 5.
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Die Stellungnahmen konnen der Kommission per E-Mail, Fax oder Post tibermittelt werden, wobei folgende Kontaktan-
gaben zu verwenden sind:

E-Mail: COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.cu
Fax +32 22964301
Postanschrift:

Europiische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Registratur Fusionskontrolle
1049 Bruxelles/Brussel
BELGIQUE/BELGIE



mailto:COMP-MERGER-REGISTRY@ec.europa.eu







ISSN 1977-088X (elektronische Ausgabe)
ISSN 1725-2407 (Papierausgabe)

Amt fiir Veroffentlichungen der Européischen Union
2985 Luxemburg
LUXEMBURG




	Inhalt
	Keine Einwände gegen einen angemeldeten Zusammenschluss (Sache M.9279 — EPH/Uniper France) (Text von Bedeutung für den EWR.) (2019/C 165/01)
	Euro-Wechselkurs 13. Mai 2019 (2019/C 165/02)
	Bekanntmachung des bevorstehenden Außerkrafttretens bestimmter Antidumpingmaßnahmen (2019/C 165/03)
	Bekanntmachung des bevorstehenden Außerkrafttretens bestimmter Antidumpingmaßnahmen (2019/C 165/04)
	Bekanntmachung des bevorstehenden Außerkrafttretens bestimmter Antidumpingmaßnahmen (2019/C 165/05)
	Bekanntmachung der Einleitung einer Überprüfung wegen des bevorstehenden Außerkrafttretens der Antidumpingmaßnahmen gegenüber den Einfuhren von Solarglas mit Ursprung in der Volksrepublik China (2019/C 165/06)
	Bekanntmachung der Einleitung einer Überprüfung wegen des bevorstehenden Außerkrafttretens der Ausgleichsmaßnahmen gegenüber den Einfuhren von Solarglas mit Ursprung in der Volksrepublik China (2019/C 165/07)
	Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses (Sache M.9380 — Bâloise/Fidea) — Für das vereinfachte Verfahren infrage kommender Fall (Text von Bedeutung für den EWR.) (2019/C 165/08)
	Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses (Sache M.9355 — VW Group/Intel/Allied Holdings/JV) — Für das vereinfachte Verfahren infrage kommender Fall (Text von Bedeutung für den EWR.) (2019/C 165/09)

